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alkreis, die Kreiſe Merleburg- Buerfurk, Delikſch- Bikkerfeld,
Wikkenberg Schweinik, Torgau Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

Klar zum Gefecht!
Landtagsabgeordneter Genoſſe Hirſch ſchreibt uns:
Die Parteien haben ihre Vorbereitungen zu den Neuwahlen

zum preußiſchen Dreiklaſſenhauſe getroffen. Der Wahlkampf
hat eingeſetzt, die Kandidaten ſind aufgeſtellt und in wenigen
Tagen ſchon wird es ſich zeigen, welches Antlitz das neue Parla
ment tragen wird.

Groß werden die Veränderungen nicht ſein. Vorausſichtlich
wird die Sozialdemokratie aus eigener Kraft einige
Mandate zu ihrem alten Beſitzſtand Finzuerobern; zwiſchen
den bürgerlichen Parteien werden hier und da kleine Ver
ſchiebungen eintreten, aber im großen ganzen wird alles
beim alten bleiben. Weder wird es gelingen, den Konſer-
vativen eine nennenswerte Schwächung beizubringn, noch wird
es möglich ſein, die Herrſchaft des ſchwarzblauen Blocks zu
erſchüttern.

Die Schuld an dieſem beklagenswerten vorausſichtlichen
Reſultat trägt die bürgerliche Linke, die zwar in ſchwül
ſtigen Wahlaufrufen gegen die konſervativ-klerikale Mehrheit
vom Leder zieht, aber keinen Finger rührt, deren Einfluß zu
brechen. Lieber noch ein Dutzend Reaktionäre mehr als auch
nur einen einzigen Sozialdemokraten Lieber noch ein Dutzend
Wahlrechtsfeinde als auch nur einen einzigen Wahlrechts
freund! Das iſt das Leitmotiv derer um Friedberg nicht
minder als derer um Wiemer, von dieſem Geſichtspunkt
haben ſich Nationalliberale und Fortſchrittler bei
ihrer Taktik leiten laſſen.

Auf dem Papier nimmt es ſich wunderſchön aus, wenn der
Wahlaufruf der Fortſchrittlichen Volkspartei auf die großen
Gefahren aufmerkſam macht, die jede Unterſtützung einer kon
ſervativen Wahl in ſich birgt. Aber mit Redensarten allein
iſt es nicht getan. Das preußiſche Volk will Taten ſehen,
und gerade die läßt der Fortſchrittler vermiſſen. Was nützt es,
in dem Wahlaufruf über den freiheits- und fortſchrittsfeind-
lichen Geiſt zu wehklagen, der ſeit Jahrzehnten die preußiſche
Geſetzgebung beherrſcht? Was nützt es, auf die Notwendigkeit
einer Aenderung des Kurſes in Preußen und einer freiheitlichen
Ausgeſtaltung des Staatsweſens hinzuweiſen, wenn man an-
ſtatt mit denen gemeinſam marſchieren, die das gleiche Ziel
erſtreben, ſich mit Freiheitsfeinden oder unzuverläſſigen
Kantoniſten verbindet?

Eine Aenderung des politiſchen Purſes in Preußen iſt nur
möglich nach Beſeitigung des Dreiklaſſenwahl-
ſy ſt em s. Deshalb wäre es ein Gebot politiſcher Klugheit ge
weſen, wenn alle wirklichen Wahlrechtsfeinde, unbeſchadet der
ſonſt zwiſchen ihnen beſtehenden Gegenſätze, eine geſchloſ-
ſene Phalanx gegen die Rechte gebildet hätten. Zum
mindeſten aber wäre ein taktiſches Zuſammengehen zwiſchen
den Fortſchritklern und Sozialdemokraten am Platze geweſen.
Die Sozialdemokratie hat die Hand dazu geboten, der Fort
ſchritt jedoch empfindet es als eine beleidigende Zumutung,
wenn man von ihm das Eintreten für eine der wichtigſten
Forderungen ſeines Programms verlangt.

Das Wahlbündnis, das die Fortſchrittliche Volkspartei
mit den Nationalliberalen eingegangen iſt, iſt ein
ſchwerer Fehler, der ſich bitter am Liberalismus rächen wird.
Gerade in der brennendſten innerpolitiſchen Frage nicht nur
Preußens, ſondern Deutſchlands, gehen die Wege der „Ver
bündeten“ weit auseinander. Die Fortſchrittler haben vie
Uebertragung des Reichstagswahlrechts auf Preußen auf ihre
Fahne geſchrieben, die Nationalliberalen begnügen ſich mit
einer „maßvollen“ Reform des Dreiklaſſenwahlrechts; ſie
lehnen, wie ſie in ihrem Wahlaufruf von neuem betonen, die
Einführung des gleichen Wahlrechts entſchieden ab und
verlangen direkte und geheime Stimmabgabe ſowie die Beſeiti-
gung der Drittelung in den Urwahlbezirken. Die Fortſchritt-
ler treten ein für eine den Bevölkerungsverhältniſſen ent-
ſprechende Neueinteilung der Wahlkreiſe, die Nationalliberalen
verwerfen die „rein mechaniſche Einteilung der Wahlkreiſe
nach der Volkszahl“ und verlangen bei ihrer Abgrenzung die
„Berückſichtigung von Land und Leuten“. Das ſind unüber-
brückbare Gegenſätze, und deshalb kann es nur zweierlei geben:
entweder iſt das Bündnis nicht ehrlich gemeint oder es iſt
dem Fortſchritt nicht ernſt mit ſeinem Wahlrechtskampfe.
Wir neigen der letzteren Anſicht zu und wir werden darin
beſtärkt durch den Paſſus des Wahlabkommens, wodurch ſich
beide Parteien verpflichten, mit keiner anderen Partei
ohne Zuſtimmung der beiderſeitigen Parteileitungen irgen d-
welche Wahlabmachungen zu treffen. Dieſe Be-
ſtimmung richtet ſich gegen die Sozialdemokratie, deren
Bekämpfung ja auch auf dem jüngſt in Hannover abgehaltenen
nationalliberalen Parteitag als notwendig betont wurde.

Was wird die Folge dieſer unnatürlichen Bundesbrüder
ſchaft ſein? Die nicht ganz unbeträchtliche Anzahl von Wahl
kreiſen mit zwei und drei Abgeordneten, die durch ein Zuſam
mengehen von Fortſchritt und Sozialdemokratie der Regaktion
entriſſen werden könnten, in denen aber die vereinigten Liberg-
len gegen die Reaktion nicht aufzukommen vermögen, werden
den Konſervativen und dem Zentrum erhalten bleiben. Andere
Kreiſe, in denen die Sozialdemokraten den Ausſchlag geben,
werden den Fortſchrittlern nicht zufallen. Gewiß iſt das ein
beklagenswertes Ergebnis, aber es hieße, von den Sozialdemo-
kraten Uebermenſchliches verlangen, wollte man ihnen
zumuten, für dieſe Leute, die ſie ſo ſchnöde zurückgewieſen und
die ſich mit nationalliberalen Scharfmachern verbunden haben,
die Kaſtanien aus dem Feuer zu holen.

Vielleicht läßt ſich noch manches gut machen, vielleicht iſt das
äußerſte noch zu vermeiden, ſobald erſt die Urwahlen hinter
uns liegen und das Schlachtfeld zu überſehen iſt. Beharrt der
Fortſchritt auch dann noch auf ſeinem Standpunkte, weigert
er ſich auch dann noch gegen entſprechende Gegenleiſtun-
gen der Sozialdemokratie die Mandate abzutreten,
die ihr auf Grund ihrer bei den Urwahlen errungenen Erfolge
zuſtehen, dann trifft ihn und ihn allein die Schuld, wenn die
Reaktion nicht geſchwächt, ſondern ſogar noch geſtärkt aus dem
Kampfe hervorgeht.

Taktiſch klüger als das der liberalen Minderheit iſt das Vor
gehen der konſervative- klerikalen Mehrheit. Zwar
wird das Beſtehen eines ſchwarzblauen Blocks für Preußen be-
ſtritten, aber daß er tatſächlich exiſtiert, beweiſen nicht nur zahl
loſe parlamentariſche Vorgänge, ſondern weit mehr noch die
Vorbereitungen zum Wahlkampfe. Die meiſten Mandate, ſo-
wohl des Zentrums wie der Konſervativen, gehören zu deren
ficherem Beſitzſtand; und dort, wo etwa ein Mandat von links
her gefährdet iſt, hat man Vorſorge getroffen, die Gefahr ab-
zuwenden. Nicht ohne eine gewiſſe Berechtigung kann man
einwenden, daß dies Bündnis ſozuſagen noch viel unnatürlicher
iſt, als das zwiſchen den Nationalliberalen und den Fortſchritt-
lern, denn wenn Konſervative und Zentrum auch ſonſt in den
meiſten Fragen wie Schwefel und Pech zuſammenhalten, ſo
klafft doch in der Wahlrechtsfrage eine tiefe Kluft
zwiſchen ihnen. Zu dieſer Schlußfolgerung kann aber nur der
gelangen, der das Zentrum nach ſeinem papiernen Pro-
gramm beurteilt; wer ſich aber nicht nach ſeinen Worten, ſon
dern nach ſeinen Taten richtet, wer ſich ſeines Zuſammen-
gehens mit den konſervativen Wahlrechtsfeinden bei der Beth-
mannſchen „Wahlreform“, wer ſich die Abkommandierung bei der
Beratung des vorjährigen Antrages auf Einführung der ge-
beimen und direkten Stimmabgabe erxinnert, der wird über
dies Bündnis nicht erſtaunt ſein. Zudem iſt ja auch der Wahl

aufruf des Zentrums in dem entſcheidenden Punkte ſo gehalten,
daß kein konſervativer Mann daran Anſtoß nehmen dürfte,
Kein Wort von der Uebertragung des Reichstagswahlrechts auf
Preußen, kein Wort gegen die öffentliche Stimmabgabe, ſondern
lediglich das Verſprechen, in der gleichen Richtung wie im Jahre
1910 für eine „Verbeſſerung“ des Wahlrechts einzutreten, d. h.
nur ſolchen Reformen zuzuſtimmen, denen auch die Konſer-
vativen ihren Segen erteilen können.

So iſt denn die Sozialdemokratie, wie ſo oft, auch diesmal
wieder auf ſich allein angewieſen. Die Sozialdemokratie
iſt auch die einzige Partei, die den Wahlkampf unter dem Ge-
ſichtspunkte des Wahlrechts kampfes führt. Und des-
halb wird der Kampf, mag auch die Zuſammenſetzung des Ab
geordnetenhauſes davon nur unbedeutend beeinflußt werden,
doch nicht vergeblich geweſen ſein. Der Kampf gegen das
elende Dreiklaſſenwahlſyſtem wird neu belebt, und neue Mi t-
ſtreiter für die Befreiung Preußens werden gewonnen

Politiſche Aeberficht.
Halle (Saale), den 6. Mai 1913.

Hungerpoliti? und Rüſtungshetze.
Die Preßerörterungen über die Teuerung, die im Vorjahre

einen ſo heftigen Charakter trugen, ſind in den letzten Monaten
faſt völlig eingeſchlafen, und es könnte danach faſt ſcheinen, als
ob es ſich tatſächlich nur um eine „vorübergehende Erſcheinung“
gehandelt habe. Tatſächlich liegt die Sache trotz aller Teue-
rungsenqueten, Kommiſſionen und Unterſuchungen heute noch
troſtloſer als vor einem Jahre. Man hat mit der Einſetzung
beſonderer Unterſuchungskommifſionen die Oeffentlichkeit
lediglich beſchwichtigt, zur Beſeitigung des Uebelſtandes ſelbſt
hat man jedoch nichts getan. Auf Grund der Lebensmittel-
preisſtatiſtik für den Monat März 1913 berechneten ſich die
Koſten des Nahrungsmittelaufwandes einer vierköpfigen
Familie, Eltern und zwei Kinder, pro Woche auf 25,83 Mk.
Jm Vergleich zum Vormonat ergibt ſich eine leichte Ab-
ſchwächung um 0.03 Mk. Gegen das Vorjahr ſind die Haus-
haltungskoſten um 0.63 Mk. und gegen März 1911 ſogar um
2.28 Mk. im Reichsdurchſchnitt geſtiegen. Jn Großberlin
ſtieg der Lebensſtandard ſeit 1911 von 23.19 auf 24.72 Mk., in
der Provinz Sachſen von 24.82 auf 26.69 Mk. Für die
außerpreußiſchen Gebietsteile ergaben ſich im Monat März
folgende Jndexziffern in Mark: 1911 1912 19013

Bayern 253.44 25.50 26. 25Königreich Sachſen 22.67 24.81 25.65
Württemberg 23.54 24.72 25.39
Baden 35.60 26.74 27.10Heſſen 2411 24.75 26.47Thüringen 3268.67 26.04 26.33ElſaßLothringen 24.688 27.16 27.82

Dieſe Ziffern zeigen zur Genüge, daß die Teuerung in un-
verminderter Stärke in ganz Deutſchland fortbeſteht. Freilich
ſucht man die Rufe der ärmeren Volksſchichten nach billige-
rem Brot und Fleiſch durch Kriegsgeſchrei und
Steuer propaganda zu übertönen.

Ein tolles konſervatives Wahlmanöver.
Die Wahl des „ſtarken Mannes“, Jordan v. Kröcher, im

Reichstagswahltreiſe Salzwedel-Gardelegen iſt be-
kanntlich für ungültig erklärt worden. Nun wird gemeldet,
daß der Bund der Landwirte im Einverſtändnis mit dem Vor-
ſtande der konſervativen Organiſation beſchloffen habe, Kröcher

wieder aufzuſtellen, daneben aber den Gutsbeſitzer Schul z
kandidieren zu laſſen und den konſervativen Wählern freizu-
ſtellen, für welchen der beiden Kandidaten ſie ſtimmen wollen.
Die Poſt erfährt hierzu aus deutſch-konſervativen Kreiſen,
„die ungewöhnlich anmutende Aufſtellung zweier Reichstags
landidaten ſei auf augenblicklich vorliegende örtliche Not
wendigkeiten zurückzuführen und bedeute noch keine end-
gültige Löſung der Kandidatenfrage“. Das ganze Manöver wird
keinen anderen Zweck haben, als unter allen Umſtänden die
ländlichen Wähler von der Kandidatur des liberalen Bauern
bündlers Böhme abzuziehen und ſo unter Umſtänden die beiden
konſervativen Kandidaten miteinander in Stichwahl zu bringen.
Dann würde der eine zugunſten des anderen verzichten, und der
Kreis bliebe in konſervativen Händen. Man ſehe ſich die Zahlen
von 1912 an. Damals erhielten Stimmen: Kröcher 12073, Dr.
Böhme (liberaler Bauernbündler) 10 271, Koch (Soz.) 2407.
Stichwahl: Kröcher 18 465, Böhme 13 144. Da der Kreis rein
agrariſch iſt, und die Böhmeſchen Stimmen durchweg bäuer-
lichen Unſprungs ſind, ſo iſt es klar, daß das tolle Manöver
mit den zwei konſervativ-agrariſchen Kandidaten die Böhme-
ſchen Stimmen zerſplittern und herabdrücken ſoll.

Das iſt nun das ſtolze herrſchſüchtige Junkertum unter dem
gleichen Wahlrecht! Es kann nur noch durch Wahlterrorismus
in Oſtelbien und durch geriſſenſte Tricks in rein-agrariſchen
Kreiſen ein paar armſelige Mandate ergaunern. Unter dem
ſchmachvollen Dreiklaſſenrecht freilich blüht und ge-
deiht es. Es wird Zeit, daß man ſeinen Dreiklaſſenprivilegien
energiſch zuleibe geht. Der Tag der Eroberung des gleichen
Wahlrechts in Preußen iſt das Ende der Junkerherrſchaft in
Deutſchland!

Die Junker auf dem Stimmenkaufe.
Ein ſchmählicher konfervativer Beſtechungs-

verſuch bei Sozialdemokraten.
Bald nach den letzten Reichstagswahlen tauchte in Schleſien

das Gerücht auf, daß die Dentſch-Konſervativen im Kreiſe
Löwenberg den Verſuch gemacht haben, die Stimmen der
Sozialdemokraten bei der Stichwahl durch Geldangebote
zu erkaufen. Die Konſervativen leugneten ſtramm wie
immer, aber der Krug geht ſo lange zum Waſſer, bis er bricht!
Jetzt iſt nämlich die Volkswacht in der Lage, die beiden Schrift
ſtücke abzudrucken, die der Vorſitzende der Ortsgruppe der
deutſch-konſer vativen Partei, Malermeiſter Wey-
mann, an den Kreisvorſitzenden der ſozialdemokratiſchen
Partei, den am 1. Mai verſtorbenen Genoſſen Alte in Plag-
witz, geſandt hat. Die überaus gravierenden Schreiben haben
folgenden Jnhalt:

Löwenberg i. Schl., den 18. Januar 1912.
Werter Herr Alte! Angefügte Abmachung gehört nur

uns beiden. Bitte zu niemandem darüber etwas zu
äußern, was meinerſeits ebenſo genau befolgt wird. Wäre
es Jhnen möglich, mich heute abend um 6 Uhr aufzuſuchen?
Sagen Sie bitte dem Boten nur ja oder nein.

Beſten Gruß E. Weymann.
II.

Wenn der konſervative Kandidat Herr Erich Schäffer zum
Reichstagsmitglied am Sonnabend, den 20. Januar,
gewählt wird, zahle ich an Herrn Landwirt Alte,
wohnhaft in Plagwitz, ohne Bezugnahme auf irgendeine
Partei nach erfolgter Wahl und Rückgabe dieſes
Schreibens ſofort 500 Mark, in Worten: Fünf hundert
Mark! E. Weymann, Malermeiſter.

Zur Aufklärung des Briefwechſels ſei folgendes bemerkt:
Jn dem kleinen Wahlkreiſe Löwenberg erhielt am 12. Januar
der Freiſinnige Kopſch 4003, der Konſervative Schäffer 3588,
der Sozialdemokrat Pohner 2462 und ein Zentrumskandidat
1997 Stimmen, die Entſcheidung ſtand auf des Meſſers
Schneide. Genoſſe Alte ſetzte als ehrlicher Menſch ſofort den
Kandidaten unſerer Partei von dem Beſtechungsverſuche in
Kenntnis; es wurde Vorſorge getroffen, daß der ſchmutzige
Plan vereitelt wurde Kopſch ſiegte. Da es aber klar war,
daß der konſervative Vorſitzende Weymann nicht geſonnen und
nicht in der Lage war, die 500 Mk. aus der eigenen Taſche zu
opfern, und da ſich Alte durch das ihm abgenommene Wort ge-
bunden fühlte, hat er zu ſeinen Lebzeiten die Schriftſtücke ſtill
verwahrt, jedoch dafür geſorgt, daß der häßliche Streich nach
ſeinem Tode dokumentariſch belegt wurde. Genoſſe Alte iſt am
1. Mai geſtorben, die Schriftſtücke befinden ſich in ſicheren
Händen. Da die Konſervativen die Wahl Kopſchens wegen
Unregelmäßigkeiten angefochten haben (der Gipfel der Dreiſtig-
keit bekommt Herr Weymann vielleicht Gelegenheit, ſeine
Hintermänner zu nennen, jene konſervativen Geldmänner, die
ſich hier wie anderwärts hinter den Kuliſſen verbergen.

Ein Veteran des Liberalismus geſtorben.
Am Sonntag iſt der frühere freiſinnige Reichstagsabgeord-

nete Karl Schrader im Alter von 79 Jahren geſtorben.
Er hatte vor einigen Tagen noch an der Berliner Trauerfeier
für Jatho teilgenommen, war dann nach Lübeck gereiſt und
erkrankt zurückgekehrt. Jetzt iſt er einer Lungenentzündung
erlegen.

Karl Sihrader war BVraunſchweiger. Er gehörte früher der
hraunſchweigiſchen Eiſenbahndirektion an, trat 1872 in die
Direktion der Berlin- Anhaltiſchen Eiſenbahn ein; ſeit 1888
widmete er ſich ausſchließlich der Politik. 1881 zum erſten
Male für den erſten braunſchweigiſchen Wahlkreis in den
Reichstag gewählt, vertrat er ſpärter Danzig, Landsberg- 4
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Soldin und zuletzt Deſſau-Zerbſt. Bei der letzten Wahl kan-
didierte er nicht mehr; es mag ſein, daß ihm, der wiederholt
durch die wachſende Sozialdemokratie aus der Stichwahl und
damit aus ſeinen Kreiſen verdrängt wurde, eine Wiederwahl
in Deſſau-Zerbſt ausſichtslos erſchien (wie es ja auch der Fall
war), aber auch das hohe Alter veranlaßte ihn, von der poli-
tiſchen Schaubühne abzutreten.

Schrader gehörte im Reichstage anf der liberalen Ver-
einigung, einem abgeſplitterten linken Flügel der National-
liberalen, an. Er machte die Fuſion in der Fortſchrittspartei
im Jahre 1884 mit, und als die Fortſchrittspartei im Jahre
1898 wieder in die freiſinnige Volkspartei und in die Frei-
ſinnige Vereinigung zerfiel, blieb er bei der freiſinnigen Ver-
einigung, in der er bald eine führende Stellung einnahm.
Schrader gehörte trotz ſeiner nationalen Rüſtungsſchwärmerei
zu den Männern, die liberalen Geiſt nie verleugnet haben.
Der Bülow-Block im Jahre 1907, der die Freiſinnigen an die
Seite der Junker führte, war ihm recht fatal. Jn dieſer Hin-
ſicht ſtand er ganz auf dem Boden Theodor Barths, nur daß
er nicht, wie Barth, die Konſequenzen aus ſeiner Beurteilung
des Blockpolitik zog. Jm April 1907 hielt er als Vorſitzender
der freiſinnigen Vereinigung auf dem Delegiertentage dieſer
liberalen Gruppe einen Vortrag, in dem er offen erklärte, es
ſei keine Ausſicht vorhanden, daß durch den „nationalen Block“
der Liberalismus irgendwelchen Nutzen haben werde. Durch
die Niederlage der Sozialdemokraten (1907) habe die linke
Seite im Reichstage eine weſentliche Schwächung erfahren, und
ſchon deswegen ſei für liberale Forderungen wenig Hoffnung
vorhanden. Er für ſeinen Teil wie die freiſinnige Ver-
einigung in ihrer Geſamtheit hätten auch den Wahlkampf nicht
wie die anderen Blockbrüder einſeitig gegen die Sozialdemo-
kratie geführt, ſie hätten es abgelehnt, ſich als Regierungs-
kandidaten aufzuſpielen, und ihre Hauptangriffe gegen die
Konſervativen gerichtet. Dieſen damals geäußerten Grund-
ſätzen iſt Schrader bis an ſein Lebensende treu geblieben.

Der Liberalismus verliert an Schrader einen ſeiner
achtungsvollſten Vertreter. Unter den Uebrigbleibenden iſt
bald keiner mehr, der ſich der Erwähnung lohnte.

Das „Attentat“ und die Verrücktheit.
Unter Allerlei berichteten wir geſtern von der Albernheit

eines Geiſtesverwirrten, der ſich in Mannheim auf das Tritt-
brett des großherzoglich badiſchen Wagens ſchwang und eine
Bittſchrift in der Hand und ein ſtumpfes Taſchenmeſſerchen
in der Taſche hatte. Was wir ſagten, iſt prompt eingetreten:
das „Attentat“ wird zur Hetze gegen die Sozialdemokratie ver-
wendet. Zunächſt die Tatſachen. Amtlich wird gemeldet,
daß es ſich bei dem Tapezierer Jung um einen geiſtig minder-
wertigen Menſchen handelt. Jung iſt ein ſchwerer Alkoholiker.
Er ſtand unter der Aufſicht des Vereins für Trinkerfürſorge.
Dort wurde er lange Zeit auf der Univerſitätsklinik in der
Abteilung für Deliriumkranke behandelt. Jm verfloſſenen
Jahre verſuchte er in Mannheim in einem Anfalle von Trinker-
wahnſinn ſeine Frau und ſeine ſieben Kinder aus dem Fenſter
zu werfen. Dieſer Mordverſuch konnte jedoch verhindert wer
den. Jung wurde daraufhin im Krankenhaus zu Mannheim
auf ſeinen Geſundheitszuſtand unterſucht. Die Aerzte halten
ihn für einen leicht erregbaren, unzurechnungsfähigen Men-
ſchen. Die Familie Jung, Frau und ſieben Kinder das achte
Kind wird erwartet befinden ſich in größter Not. Jung
erlitt ſeinerzeit beim Militär einen Sturz, von welcher Zeit
ab er geiſtig minderwertig iſt. Vor dem Vorfall hatte der
Mann zehn Glas Bier getrunken.

Daß der Delirant fix zum „Anarchiſten“ geſtempelt wurde,
iſt die übliche tückiſche Gemeinheit der vornehmen nationalen
Preſſe. Aber die Poſt und die Kreuzzeitung verſuchen auch,
c u heſoffenen Albernheit für ihre lichtſcheuen Pläne
Kapital zu ſchlagen. Es paßt dieſen beiden Blättern gar nicht,
daß der „Attentäter“ ein kranker Narr iſt, ſie möchten ihn gern
zu einer politiſchen Perſönlichkeit ſtempeln. Die Poſt erinnert
an Gerüchte über die Vorbereitung irgendeines Anſchlages,
die vorige Woche am Rhein zirkulierten, und ſucht damit einen
gewiſſen politiſchen Hintergrund herzuſtellen. Man merkt ihr
an, daß es ihr lieb wäre, wenn feſtgeſtellt werden könnte, der
Mann gehöre einer „Anarchiſtenbande“ an. Und die Kreuz-
zeitung erklärt mit frecher Unverſchämtheit, „der Täter iſt
Anarchiſt, das ſteht bereits feſt. Die Verantwortung für der-
artige Verbrechen fällt aber nicht nur dem internationalen
Anarchismus zu, die Sozialdemokratie und die Demo-
kratie bereitet ihm den Boden vor“. Daß das Verbrechen
im Lande des Großblocks paſſiert iſt, will zwar die Kreuz-

direkt dem Großblock zur Laſt legen, aber:

Gift fällt gerade in den Köpfen von Leuten geiſtiger Minder-
wertigkeit auf fruchtbaren Boden“. Fehlt nur noch, daß die
Kreuzzeitung ihre Forderung auf ein Ausnahmegeſetz gegen
die Sozialdemokratie ſofort formuliert. Bei dieſen geiſtig
Minderwertigen iſt das bekanntlich das einzige und letzte
Mittel politiſcher Weisheit. Aber diesmal l acht man darüber!

Franzöſiſche und deutſche Rekrutenzahlen.

Unter dem Titel Die Sprache der Zahlen ſtellt Major
Roſſel in der Humanits die Entwicklung des Rekrutierungs-
gebietes beider Länder zuſammen. Es wurden Knaben ge-
boren:

im Deutſchen Reich in Frankreich

1875.. 811 425 453 092181 860 125 405 449109009 16014 7a0 393 109
Auf 100 neugeborene franzöſiſche Knaben kamen alſo im

Jahre 1875 ſchon 179, im Jahre 1909 aber 253 deutſche. Ent-
ſprechend geſtaltet ſich das Verhältnis der Aushebungszahlen.
Es kamen zur Muſterung:

im Deutſchen Reich in Frankreich

1875 345 853 290 98218091.. 475 315 323 938503 482 323 846

t. 544 000 296 591Für 1929 berechnet er: 594 000 269 000
Alſo eine ſtändige Steigerung bis um über 57 Proz. von

1875 bis 1915 im Deutſchen Reiche, dem nach anfänglichem
Steigen ein Rückgang und insgeſamt in 36 Jahren eine Zu-
nahme um 2 Proz. in Frankreich gegenüberſteht. 1829 würde
Frankreich nur noch 45 Proz. der deutſchen Rekrutenzahl
muſtern können! 1875 kamen auf 100 franzöſiſche Rekruten
119 deutſche, 1911 183. 1929 werden es 215 ſein.

Welche Folgerung ergibt ſich daraus? Zunächſt die, daß
Frankreich, ganz abgeſehen von allen ſonſtigen üblen Folgen
der Dienſtzeitverlängerung darin nur ein vorüber-
gehendes Hilfsmittel ſehen könnte und notwendig ſpäter zu
einer vier- und fünfjährigen Dienſtzeit übergehen müßte, was
unbedingt unmöglich iſt. Frankreich muß auf dem Gebiete der
Zahlenkonkurrenz das Rennen aufgeben. Das einzige
Rettungsmittel, ſolange die allgemeine Abrüſtung noch nicht
durchgeführt iſt, iſt eine Aenderung des Wehrſyſtems: die „be-
waffnete Nation“, d. h. die Volkswehr: jeder Mann
wehrtüchtig ausgebildet, jederzeit marſchbereit, ein Heer, das
zu keinem Angriffs-, Eroberungs- oder Revanchekrieg zu
brauchen iſt. Aber das wollen die maßgebenden militäriſchen
und Regierungskreiſe nicht. Mehr als den Landesfeind fürch-
ten ſie das eigene Volk. Darum geht das Wettrennen auf dem
toten Gleiſe weiter, ſofern das Volk ſich den verbrecheriſchen
Wahnſinn weiter gefallen läßt und nicht auf beiden Seiten
der Grenzpfähle durch Ablehnung der neuen Belaſtungen und
energiſche Forderung gründlicher Reformen die Militariſten-
clique und ihre profitlüſterne Patriotenſippſchaft niederzwingt.

Deutſches Reich.

Zulagen für Poſtbeamte. 37 rege amt iſt eine
Novelle zum Reichsbeſoldungsgeſetz fertiggeſtellt worden, die
vom 1. Oktober d. J. ab Gehaltsaufbeſſerungen für mittlere
Poſtbeamte vorſieht. Außerdem ſoll dieſelbe Novelle eine
Beſſerſtellung der Deckoffiziere der Marine und der unterenBeamten der geichseiſenvahnen bringen.

Jm ſogenannten preußiſchen Herrenhauſe ſtand am Mon-
tag das Geſetz über die Einführung des elektriſchen Betriebes
auf den Berliner Stadt-, Ring- und Vorortbahnen zur Be-
ratung. Jn der Debatte wurde allgemein lebhafte Befriedigung
darüber geäußert, taß die Tarife erhöht werden. Für Ver-
teuerungen hat man im „Herren“hauſe lebhafte Sympathie, ſo
lange es ſich nicht um eine Heraufſetzung der Steuerſätze für
den Großgrundbeſitz handelt. Ein Widerſpruch gegen die Vor-
lage erhob ſich nicht. Mertwürdig iſt, daß einige Redner, dar-
unter auch der Eiſenbahnminiſter, von der Gefahr einer Sabo-
tierung der Stromverſorgung im Falle eines Aufſtandes
ſprachen. Man wird doch nicht etwa annehmen dürfen, daß
gewiſſe maßgebende Herren ein ſo ſchlechtes Gewiſſen haben,
denn die deutſche Arbeiterbewegung gibt keinen Anlaß zu der
Annahme, daß ſie zur Sabotage greifen könntel! Eigenartig
iſt, daß der Oberbürgermeiſter von Berlin, Herr Wermuth,
kein Wort gegen die bevorſtehende Tariferhöhung fand; das
hätte man doch von den Vertretern Berlins erwarten müſſen.
Die Vorlage wurde einſtimmig angenommen.

Erzberger frißt drei Regimenter! Der konſervative Reichs
bote fordert in einem Leitartikel über die innerpolitiſche Lage
die Auflöſung des Reichstags. Der Abſtrich der drei

den Strich. Gr macht dafür den ſchwarzen Bundesbruder ver
Konſervativen Matthias Etzberger verantwortli Der
Reichsbote ſchreibt über dieſes würdige Zentrumsmitglied:

Ausgerechnet Herr Matthias Erzberger, dieſer zwar recht
fleißige, aber darum keineswegs außergewöhnlich begabte
„Politiker“ aus Buttenhauſen, der nach einer für die Rolle,
die er heute im Reichstage zu ſpielen ſis anmaßt, wirklich
mehr als mangelhaften Vorbildung, viel zu frühgzeitig durch
die Gunſt hoher geiſtlicher Gönner es zu Würden und An-
ſehen in der Zentrumsfraktion brachte, der aber von einer
wirklich großzügigen ſtaatsmänniſchen Auffaſſung der Politik
ebenſo weit entfernt iſt, wie Buttenhauſen davon, das Zen-
trum des geiſtigen Lehens in Deutſchland zu ſein, dieſer
Herr Erzterager der noch bei Beratung des Kolonial und des
Flottenetats nur ſo triefte von vaterländiſcher Begeiſterung,
er muß durch den Abſtrich der drei Kavallerieregimenter die
r Wehrvorlage aufs ſchwerſte gefährden! enn darum
handelt es ſich.

Ja, ja, was iſt do das Talglicht von Buttenhauſen für
ein mächtiger Mann. Er frißt. drei Kavallerieregimenter mit
ſeinem Maule. Es iſt immer intereſſant, wenn ſich die
ſchwarzblauen Brüder gegenſeitig ein bißchen abualen.

Portugal.
Zu der „Verſchwörung“ in Liſſabon. Etwa 100 Offi-

ziere, Unteroffiziere und Ziviliſten, die wegen der letzten
Vorgänge feſtgenommen worden waren, ſind auf dem als
Hilfskreuzer verwendeten Poſtdampfer Cabo Verde nach Angra
(Azoren) eingeſchifft worden, wo ſie abgeurteilt werden ſollen.
Andere, deren Schuld noch nicht feſtſteht, bleiben in Liſſabon,
wo ſie entweder freigelaſſen oder in der Feſtung gefangen ge-
ſetzt werden ſollen. Unter ihnen befinden ſich die Kapitäne
Cerejo und Carrazeda Andrade.

China.
Wachſende Verwirrung. Nach einer Meldung der Daily

Mail aus Peking iſt die Lage „ſehr kritiſch“, da die erſte Rate
der fünf Mächteanleihe nicht bezahlt wurde. Die Regierung
droht mit anderen Banken in Unterhandlungen zu treten,
wenn die Bedingungen nicht prompt innegehalten werden. Man
glaubt, daß Zwiſtigkeiten innerhalb der fünf Mächtegruppe
ein Zuſammengehen unmöglich machen. Man iſt der Anſicht,
daß die chineſiſche Diplomatie alles getan habe, um die Lage
zu einer recht verworrenen zu machen.

Der Korreſpondent des Daily Telegraph weiſt auf die
wachſende Unabhängigkeit der Provinzen hin,
die zweifellos nicht ihre Zuſtimmung zur Heranziehung der
Einnahmen aus den Salzzöllen für die willkürlich gegen ihren
Proteſt eingegangenen Anleihever pflichtungen der
Pekinger Regierung geben würden. Sieben Provinzräte hätten
bereits ihre Zuſtimmung zu der ablehnenden Haltung des
Pekinger Senats erklärt. Jmmerhin gelte ein Kompromiß
nicht als unmöglich.

Kleine Auslandsnachrichten. Der ungariſche Reichs
tag trat am Montag in Budapeſt wieder zuſammen. Die
Oppoſition blieb fern. Die Sitzung ſelbſt hatte weiter keine
Bedeutung. Es wurden nur die beiden Vizepräſidenten ge-
wählt und eine Anzahl Ausſchüſſe ernannt. Als Natio-
nalbelohnung für den Südpolforſcher bewilligte
das norwegiſche Parlament einſtimmig ein Jahresgehalt
von 6000 Kronen. Der amerikaniſche Appella-
tionsgerichtshofs hat das Gerichtsurteil aufgehoben,
das Samuel Gompers, Frank Morriſon und John Mirctchel, die
Führer des amerikaniſchen Gewerkſchaftsbundes der Miß-
achtung des Gerichtes ſchuldig ſprach. Die Strafe wurde dem-
gemäß ermäßigt.

Aus der Partei.
Die Reaktion in Baden.

Die badiſche Regierung hat die Arbeiterdemonſtration des
1. Mai benützt, um das Vereins- und Verſamm-
lungsrecht zum Teil nach Preußiſcher Methode durchzu
führen. Baden hat bekanntlich dem neuen Reichsrecht ein großes
Stück ſeiner bisherigen Freiheit opfern müſſen. Jm Landtag
tröſtete aber der Miniſter von Bodman die Oppoſition mit dem
Verſprechen, daß unter dem neuen Recht „keine Einſchrän-
kungen“ erfolgen würden. Nachdem kürzlich in Karlsruhe
eine Verſammlung, worin der Abgeordnete Genoſſe Kolb das
Referat hielt, polizeilich überw acht worden war, erſchienen
bei der Maifeier daſelbſt ebenfalls zwei Polizei-
ßeamten zur Ueberwachung und ein Landesſtenograph, um
die Rede der Genoſſin Klara Zetkin aufzuzeichnen. Am
anderen Tage brachte die nationalliberale Badiſche Landes-

Die Getreidebörſe.
Eine Geſchichte aus Chikago von Frank Norris.

(Schluß.
„Oh“, ſagte Jadwin, als Laura den Brief raſch zuſammen-

faltete, „Corthell dieſer Malersmann! Was iſt denn
übrigens aus ihm geworden

Laura ſteckte einen Kamm in ihrem Haare zurecht.
„Er iſt fortgegangen von hier“, antwortete ſie, „du weißt

doch ich habe dir s geſagt ich hab' dir alles geſagt.“
Sie wollte das Geſicht abwenden, aber er legte die Hand auf

ihre Schulter.
„Jch weiß von nichts“, ſagte er und ſah ihr mit feſtem Blicke

in die Augen, „ich weiß von gar nichts nur eins weiß ich,
daß mich der Tadel trifft für alles und jedes. Jch ſagte dir
einmal vor langer Zeit daß ich „verſtünde“. Und ich
verſtehe jetzt, Alte, ich verſtehe mehr als je zuvor. Jch glaube,
wir hatten unſer Leben von einer falſchen Auffaſſung der
Dinge ausgehend eingerichtet. Damals, als wir uns hei-
rateten, da machten wir einen guten Anfang, aber ich kam
ich weiß nicht wie davon ab und hab' dich mit mir gezogen.
Aber nun haben wir beide eine große, eine ſehr große Wand-
lung durchgemacht, Liebling, eine koloſſale Wandlung, und wir
beginnen ganz von neuem Horch, das iſt der Wagen,
glaub' ich.“

Sie ſtanden auf und griffen nach ihren Handtaſchen.
„Hoho!“ rief Jadwin. „Jetzt ſind keine Diener da, Laurag,

die uns die Sachen heruntertragen und die Tür aufmachen,
und es iſt eine Droſchke, Alte, anſtatt der Viktoria oder des
Coupés.“

„Und wenn ſchon!“ rief ſie. „Was bedeuten uns jetzt ſolche
Sachen wie Diener, Geld und dergleichen?“

Als Jadwin die Hand auf den Türknopf des Haustores
legte, ſetzte er plötzlich ſeine Reiſetaſche nieder und legte den
Arm um ſeine Frau. Sie nahm ihn um den Hals und blickte
ihm lange tief in die Augen. Wortlos küßten ſie einander.
Draußen auf der Vorfahrt ſpannte er den Schirm auf und
hielt ihn über ihren Kopf.

„Halte ihn, bitte, eine Minute, Laura“, ſagte er. Er gab
ihr den Schirm in die Hand, zog die Haustür zu und verſchloß
ije. Das Geräuſch weckte einen dumpfen Widerhall in denKrihen der leeren, kahlen Zimmer. Jadwin ließ den Schlüſſel

in ſeine Taſche gleiten.
„Komm'“, ſagte er.

Regen fiel in ſchrägen Strichen durch die würzige, kühle Luft.
Jm Park, auf der anderen Seite der Straße, begannen ſchon
die erſten Blätter zu fallen. Der See plätſcherte leiſe gegen
die Steine der Kaimauer, und ein verſpäteter Radfahrer glitt
auf dem Aſphalt ſo lautlos wie der Flügelſchlag einer Fleder-
maus vorbei; ſeine Laterne warf einen Kegel matten,
orangenfarbenen Lichtes in das Dunkel der Regennacht. Der
Kutſcher des auf der Straße vor dem Hauſe haltenden Wagens
letterte vom Bock herunter und öffnete den Schlag. Jadwin

half Laura beim Einſteigen, ſagte dem Kutſcher Beſcheid, ſtieg
ſelbſt ein und warf die Tür hinter ſich zu. Sie hörten, wie der
Kutſcher auf ſeinen Sitz ſtieg und mit den Pferden ſprach.

„Nun“, ſagte Jadwin und wiſchte die angelaufenen Fenſter-
ſcheiben ab, „ſieh dir das Haus noch einmal an, Laura. Du
wirſt es nie wiederſehen.“

Aber ſie wollte nicht.
„Nein, nein, ich will dich anſehen, Liebſter, und auf unſer-

Zukunft will ich hinblicken, die glücklicher werden ſoll als all
die Jahre vorher.

Jadwin antwortete nur damit, daß er ihre Hand in die ſeine
nahm. Schweigend rollten ſie durch die Stadt, dem Eiſen-
bahnzuge zu, der ſie einem neuen Leben entgegenführen ſollte.
Ein Zeitraum in dem Daſein eines jeden von ihnen war zu
einem endgültigen Abſchluſſe gekommen. Der große Corner
gehörte der Vergangenheit an, der große Corner mit all dem
Unheil, das ſein Zuſammenbruch verurſacht hatte. Der große
Bankrott hatte kleinere Bankrotts beſchleunigt und deren Zu-
ſammenwirken eine Firma nach der andern zu Fall gebracht.
Noch wochenlang folgten dieſe Krache einander ununter-
brochen es war, als ob ganze Reihen unterminierter Ge-
bäude ins Wanken gerieten und praſſelnd und krachend in
Trümmer ſtürzten. Eine große Bank hatte ihre Zahlungen
eingeſtellt. und Hunderte von Einzahlern ſahen, wie ihre
kleinen Vermögen weggefegt wurden. Die Kataſtrophe hatte
eine unglaubliche Ausdehnung angenommen. Handel und
Wandel war in ganz andere Bahnen gelenkt worden. Geld
war wieder knapp, Kredit wurde nicht gegeben. Die Geſchäfts-
welt begann wieder einmal von ſchweren Zeiten reden. Doch
Laura wollte nicht zugeben, daß ihr Mann irgendwie zu tadeln
war. Er hatte auch gelitten. Jmmer und immer wiederholte
ſie ſich ſeine Worte:

Jch ſtand einfach vor„Der Weizen hat ſich ſelbſt gekornert.
zwei Möglichkeiten. Der Weizen hat mich gekornert, und ich
nicht den Weizen.

Und alle dieſe Millionen und Millionen Buſhel Weizen

„Steter Tropfen hölt den Stein, und das ſozialdemokratiſche Kavallerieregimenter von der Militärvorlage geht ihm wider zeitung einen Artikel, worin ſie der polizeilichen Ueberwachung

88] r Sie traten in den Vorgarten. Es war ſchon dunkel. Der waren verſchwunden. Der Weizen, der Creßler getötet, der
Jadwins Vermögen verſchlungen und ihm faſt den Verſtand
geraubt hatte der Weizen, der wie ein reißender Strom
ſich zwiſchen die beiden gedrängt, den Gatten von ihrer Seite
geriſſen und ihn beinahe in dem brüllenden Strudel der Börſe
ertränkt hatte er wälzte jetzt zwar Tod und Verderben
hinter ſich laſſend, aber den übervölkerten Ländern und
Städten Europas Leben und Wohlergehen bringend, ſeine
titaniſchen Fluten in den ihnen vorgeſchriebenen Bahnen von
Weſten nach Oſten.

Einen Augenblick ſtrömten wirre, unlösbare Fragen aufLaura ein Fragen nach dem Weſen jener die Welt beherr-
ſchenden, allen Handel und Wandel regelnden Kräfte des An-
gebots und der Nachfrage. Warum konnte dieſer gewaltige,
unwiderſtehliche Ernährer der Völker nicht frei von allem Leid
und ohne all das Elend in ſeinem Gefolge zum Volke dringen
und ſeine Beſtimmung erfüllen?

Sie wußte es nicht. Aber als Laura bekümmert und ratlos
nach einer Antwort ſuchte, gewahrte ſie mit einem Male, daß
der Stadtteil, den der Wagen durchfuhr, ihr wohlbekannt war.
Sie hatte das merkwürdige Gefühl, daß Eindrücke, die ſie hier

chon einmal gehabt hatte, ſetzt nicht minder ſtark wie ehedem
auf ſie wirkten. Raſch blickte ſie zu beiden Seiten durch die
beſchlagenen Wagenfenſter.

Sicher, ſicher, ſie hatte ſchon einmal von dieſer Umgebung
einen lebhaften Eindruck empfangen. Mit einem Ausrufe auf
den Lippen wandte ſie ſich ihrem Manne zu; aber Jadwin ſtu
dierte gerade bei dem trüben Lichte der Wagenlaternen einen
Eiſenbahnfahrplan. Auf einmal drehte Laura ſich unwill
kürlich um und hob die Klappe, die über dem Fenſterchen in
der Rückſeite des Wagens hing, und blickte hinaus. Die in der
Ferne ſcheinbar zuſammenlaufenden langen Reihen der Kon
torgebäude zeigten ſelbſt noch jetzt einzelne erleuchtete Fenſter.
Ueber dem Ende der Straße klafſte ein langer, ſchmaler Riß
in dem bleigrauen Nachthimmel. Von dem fahlen Schimmer
dieſes Streifens hob ſich düſter und gewaltig und von keinem
Lichtſtrahle erhellt ein hochragendes, maſſiges Bauwerk ab

Und das war der letzte Eindruck an jenem, einen Abſchnitt
in ihrem Leben bedeutenden Tage; die hohen, grauen Kontor-
gebäude, das regneriſche Dunkel, der fahle Lichtſchimmer am
Nachthimmel, und in ihn hineinragend, das Gebäude der Pro
duktenbörſe. Düſter, maſſig, wie ein einziger ungeheurer
Steinblock, wie eine Rieſenſphinx mit blinden Augen, ſtumm
und ernſt ſtreckte es ſich dort, gehüllt in den Schleier der Regen-
nacht, laut- und leblos auf ſeinon Grundmauern.

Ende. S
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den Erfolg unterſchob, es hätte ſich die Rednerin „einer unge
wohnten Zurückhaltung befleißigt“. Der Volksfreund nennt
die Ausführungen dieſes Großblockorgans „Flegeleien“ und
„Gaſſenbubenmanier, die ſich nicht ſchäme, eine im Dienſte für
eine große Bewegung ergraute Frau mit Schmutz zu be
werfen“.

Das große Wort von der „Kulturbewegung des 20. Jahr-
hunderts“ hat Herr von Bodman zurückgenommen, darum
können ſeine bürgerlichen Preßdoggen wieder die Leiter der
Bewegung anbellen. Der Volksfreund veröffentlicht zwei Er
laſſe des Bezirksamtes Offenburg vom 30. April, in
welchen der S 17 des Reichsvereinsgeſetzes nachträglich der ſchon
genehmigten Maifeier Schwierigkeiten bereiten ſoll. Es wird
die Beteiligung von Perſonen unter 18 Jahren am Feſtzug
und an der Unterhaltung verboten. Auf ergangene
Vorſtellung erhielt der Vorſtand des Sozial demokratiſchen Ver
eins vom 7. Wahlkreis nochmals einen ſcharf ablehnenden Be
ſcheid. Trotzdem nahmen die Kinder an der Feier teil und ver
ließen nur während der Feſtrede des Abgeordneten Geck den
Saal. Man kann auf den gerichtlichen Austrag der Sache
geſpannt ſein, da ſeit 24 Jahre im Lande Baden unſere Ge-
noſſen bei allen Parteifeſten auch ihre Jugend mitgenommen
hatten. So „demokratiſiert“ ſich der Süden!

Aber die Antwort erfolgt ſchon!

Aus Baden wird uns berichtet: Der muſterhafte Verlauf des
Generalſtreiks in Belgien hat in der deutſchen Par-
teigenoſſenſchaft großen Eindruck hervorgehoben. Es darf
hervorgehoben werden, daß auch in Baden jetzt eine andere
Stimmung zum Maſſenſtreik eingetreten iſt. Jn ſeiner mit
ſtürmiſchem Beifall aufgenommenen Rede bei der Maifeier im
Nibelungenſaale zu Mannheim ſchloß der Abg. Dr. Frank
mit einem begeiſternden Hinweis auf den Erfolg des General-
ſtreiks der belgiſchen Arbeiter, die damit bewieſen hätten, daß
die Arbeiterklaſſe mündig geworden ſei. „Es war in der
Weltgeſchichte noch nicht da,“ ſagte der Redner laut Volks-
ſtimme, „daß über viermal hunderttauſend Proletarier ohne die
geringſte Ausſchreitung in einem zehntägigen Kampfe aus-
harren. Die Nutzanwendung auf Preußen lliege nahe.
Unſere preußiſchen Genoſſen haben ſeit Jahren alles verſucht,
um ein gerechtes Wahlrecht zu erringen. Aber er (Redner)
hoffe, ſie werden nicht mehr allzu lange warten, bis ſie ihren
Forderungen auf belgiſche Weiſe Nachdruck verleihen.“
(Stürmiſcher Beifall.)

Möge auch in Karlsruhe dieſe Auffaſſung des Genoſſen
Dr. Frank geteilt werden! Frau Zettin hat dort in ihrer Feſt-
rede am 1. Mai die ruhmreiche Tat unſerer belgiſchen Brüder
ebenfalls der Arbeiterklaſſe anderer Länder zur Nachahmung
empfohlen, wie wir dem Bericht des Volksfreund entnehmen.

Die Entwicklung dieſes ſcharfen Kampfgeiſtes in Baden iſt
erfreulich. Hoffentlich wird nicht durch ein lähmendes „Groß-
blockabkommen im erſten Wahlgange“ alles wieder unter-
bunden.

nene

Gewerkſchaftliches.
Der Buchdruckerverband im Jahre 1912.

Der ſoeben erſchienene Jahresbericht dieſer Organiſation er
ſtreckt ſich im Hinblick auf die Mitte Juni in Danzig tagende
Generalverſammlung über die zwei letzten Jahre. 1911 wurde
nach langwierigen und äußerſt ſchwierigen Verhandlungen im
Tarifausſchuſſe der Buchdrucker der Tarif einer Reviſion unter
zogen. Dieſe Erneuerung des Reichstarifs brachte der Allge-
meinheit der Buchdrucker Zugeſtändniſſe, die in ihrem Wert
unverkennbar ſind.

Das Jahr 1912 hat dann eine im allgemeinen erfreulich
glatte Einführung der neuen tariflichen Beſtimmungen ge-
bracht. Aber es ſetzte auch eine Nadelſtichpolitik der Unter-
nehmer ein, manche Vergünſtigung wurde entzogen, manche
Härte griff Platz. Nicht nur wurde die Arbeitsloſigkeit durch
die forcierte Aufſtellung von Setzmaſchinen und leiſtungs-
fähigeren Druckmaſchinen eine noch größere, ſondern durch
Uebergang vom Akkordlohn zum Gewißgelde (Wochenlohn)
wurden namentlich viele der älteren Zeitungsſetzer in Berlin
empfindlich betroffen. Der Organiſation erwachſen durch das
unausgeſetzte rapide Vordrängen der Maſchine nicht etwa
nwur der Setzmaſchine immer größere Beſchwerlichkeiten.
Wenn im Tarif nicht ein die Arbeit der verſchiedenen Branchen
im einzelnen beſtimmendes Reglement enthalten wäre, würde
manches ſchlechter und die Arbeitsloſigkeit gewiß noch höher
ſein, als ſie ohnehin ſchon iſt.Jm Berichtsjahre hatte der Verband außerdem mit erheb-
lichen prinzipiellen Schwierigkeiten zu kämpfen. Da ging die
Unternehmer- Hauptorganiſation auf ihrer vorjährigen Gene-
ralverſammkung daran, für die nächſte Tarifreviſion (1916) ſich
einen Abwehr oder Sireitſonds zu ſchaffen, für den nach der
Kopfzahl der beſchäftigten Arbeiter ein obligatoriſcher Wochen-
beitrag zu entrichten iſt. Ferner wurde eine aus ganz Deutſch-
land ſich zuſammenſetzende Tarifkommiſſion gebildet, die
eigentlich keinen anderen Zweck hat, als Vorſchläge zur Ver-
ſchlechterung des Tarifs im Jahre 1916 auszuarbeiten. Dann
tut ſich die direkt tarifgegneriſche und verbandsfeindliche kleine
Nebenorganiſation der Unternehmer, der Arbeitgeberverbandfür das Druckgewerbe, der im Auftrage des Zentralverbandes
deutſcher Jnduſtrieller handelt und in deſſen Solde ſteht, unruühmlich dervor. Mit allerlei öffentlich erhobenen Verdäch-

tigungen und durch Petitionen an die Bundesregierungen
veritablen Denunziationen arbeitete ſie, den Frieden im
Gewerbe zu ſtören, welch edle Beſchäftigung dadurch beſonders
Jntereſſe gewinnt, daß ein Paſtor a. D. namens Zilleſſen in
Berlin der Führer dieſer extremen Scharfmacher iſt.

Der Buchdruckerverband hat aber trotz der entfalteten Hetze
und der ſich mehrenden Schwierigkeiten ſeinen Weg weiter ge-
nommen. Seine Mitgliederzahl ſtieg auf 67 273, was einer Zu-nahme von 2480 entſpricht, wofür faſt ausſchließlich nur noch
Auslernende in Betracht kommen. Die von einflußreichen
Kreiſen mit erlaubten wie mit unerlaubten Mitteln geförderte
Afterorganiſation Gutenbergbund kann trotzdem, ſelbſt mit
Einſchluß ihrer öſterreichiſchen und ſchweizeriſchen Filialen,
aber nur 194 neue Mitglieder verzeichnen, womit ſie ganze
3296 Mitglieder zählt.

Enorme Aufwendungen hatte der Verband für die Arbeits
loſen Unterſtützung zu machen, die zum erſten Male über eine
Million Mark 1 151 606 Mk. gegen 920 612 Mk. in 1911 er-
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forderte. Dementſprechend war auch die Arbeitsloſenziffer
boch: 4,75 Prozent (Vorjahr 4 Prozent) auf jedes Mitglied um-gerechnet, entfielen 17,50 (14,50) Arbeitsloſentage im Sag Die

Krankenziffer iſt dagegen gefallen: 2,75 (3,15) Prozent. Ver-ausgabt wurde an rlerſtuühung für Kranke 906 915 (977 420)

Mark, an Jnvalide 379 499 (358 252) Mk., für wandernde Mit-
Prr“ 227 453 (183 586) für Gemaßregelte 8342 (3622)

ark, als Umzugsbeihilfe 43 700 (40 439) Mk. und als Begräb-
nisgeld 98 173 (93 400) Mk. Sämtliche Unterſtützungszweige
erforderten 2817059 (2579 131) Mk. Dazu wurden aus den
Gau- und den Mitgliedſchaftskaſſen noch Zuſchüſſe im Betragevon über 800000 Mk. gezahlt. Das ſind gewiß gewaltige
Summen und große gewerkſchaftliche Leiſtungen.

Aber auch das Einnahmekonto weiſt imponierende Zahlen
auf, nämlich 3 898 655 Mk. für 1912 und 3 704 623 Mk. für 1911.
Der Beitrag iſt in Anbetracht der übermäßigen Unterſtützungs-
Anforderungen wie im Hinblick auf die ganzen Verhältniſſe ab
1. Januar d. J. um 10 Pf., alſo auf 1,20 Mk., erhöht worden,
wozu noch Gau und Lokalbeiträge bis zu 70 Pf. pro Woche
treken. Der Buchdruckerverband ſchließt das Jahr 1912 miteinem Vermogensb ſande von 9 768 791 (Vorjahr: 8998 458)

Mark ab, ohne die beſonderen Verwaltungsbeſtände in den
Mitgliedſchafts- und Gaukaſſen, die am Jahresſchluß ungefähr
drei Millionen Mark aufzuweiſen hatten.

Die preufſtiſche Juſtiz gegen ſtreikende Arbeiter.
Die Gerichtspraxis, daß nämlich während eines Streiks die

harmloſeſten Bemerkungen gegenüber Arbeitswilligen
als Bedrohungen angeſehen und dementſprechend hart beſtraft
werden, kommt jetzt wieder im Krefelder Färberſtreik
zu unrühmlichen Ehren. Es ſollen bereits eine ganze Anzahl
Anklagen erhoben worden ſein. Einige kamen ſchon zur Ab-
urteilung, wobei ſich auch hier wieder zeigte, daß die Göttin
Juſtitia zur Zeit des Streiks hitzige Auffaſſungen über ſolche
Verbrechen hat, als bei kühler Ueberlegung in ſpäterer Zeit,
nach beendetem Streik. Als Beweis dafür folgende zwei Fälle:
Als ein Arbeitswilliger aus einer beſtreikten Färberei in Kre-
feld kam, wurde er von dem Streikpoſten ſtehenden Färber
Heinrich E. angeſprochen und gefragt, ob er die Arbeit wieder
aufnehmen wolle. Als der Arbeitswillige die Frage der Wahr-
heit entgegen verneinte, hatte E. geäußert, „das wolle er
auch nicht hoffen“. Hierin erblickte das Schöffengericht
in der Verhandlung am 3. Mai die „Bedrohung eines
Arbeitswilligen“ auf Grund des S 153 d. G. O. und
verurteilte E. zu einer Woche Gefängnis.
Dasſelbe Gericht hatte in voriger Woche einen ſtreikenden
Färber, der zu einem Arbeitswilligen ſagte, daß er es wohl
noch bereuen werde, wenn er ſeinen Kollegen
in den Rücken falle, ſogar zu zwei Wochen Ge-
fängnis verurteilt. Gegen beide Urteile wird Be-
rufung eingelegt.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberficht, Parte
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bochk, Lokales Wilhelm Koenen,
Provinzielles Gottl. Kasparek. Verleger und für die
Anzeigen verantwortlich A. Jähni g. Sämtlich in Halle. Druck
der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. H.).
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Ein r Batist Blasen, Glockenform,
ne Kragen

Pfingstpreis 3.25 2.65 1.95

VW rc
c e

7 r

S h Sde

Puiz Ahteſiung.
in weiss und natur, Form25 mit deidenband garniert

Tangotproto 1.65 1.35 95

Riesenposten
Roderne Ralbsehnhe, braun und schwarz

zum Sehnüren, Derbysehnitt und 4
Lackkapne Plinastpreis 6.90 5.90

8 grosse Strüm
1 Riesanposten une, 8trümpkfe,

und braun., durchbrochen z
Pünostprels Paar 7568 20 r

1 Rleseonposten Damen Strümpfe schwarz
und braun, englisch lang 38

Pngstpreis Paar 68 48 P
J Riesenpost. Dam.-Strümpfe, mod. 66

Farben. Pfingstprels Paar 1.10 75 Pf.

balsfrei,

qm

Strumpfe
soenhwarz

Röcke, mit
Garnierung

55 em.ne m imit.

Ein Rieseonposten Bulgaren-Blusen,
aus India-Mull

Püngstprois
Ein Riesenpost. Wasch- V nterröcke,

gestreift I einen imit
Fnsgstpreis 1.95 1.65

Ein grosser Posten Leinen-Kostüm-
Falten und

85Püngstpreis 4.50 3.75 2

Bin Posten Russen Kittel,
weiss und gestreift

Pfingstpreis 1.65 1.25 95 Pf. Pflogstpreis 2.75 2.25

weiss, hochgeschlag. u. Glockenform.

Pfingstpreis 2.45 1.95 1.45
Ein Posten Kinderhüte, m. Seiden-
band und Blumen reizend garniert,
in allen hellen Farben

1.65Pfnxstpreis 2.25 1.95
Ein l'osten hocheleganto Kinder- sehiek mit
hüte mit reichen Spitzen, Band- Plenreusen
und HBütengarnitur 5 22.50Pfingstpreis 1.25
Ein Posten Rembrand- u. Glocken-
formen, für gröss. Mädch. in Manilla-

geflecht, mit Ripsband garniert 1“

Knopf-

Amazonenform
Blumen.

I an ge

Pfſingstpreis

ſo Fchinger aus unserer penen-

Ein Riesenposten Kinderhüte, mod. Ein Posten weisse Basthüte, breite
schick mit Blüten, Kirschen

6g oder Seidenband
P Pſingstpreis 4

Ein Riesenposten Kinderhüte, blau Breite flotte Rembrandform, mit
Seide und Blumen voll garniert in

mit englischer Samtbandgarnitur 9125 hell und schwarz
Phngsetpreis 8.7 b

Breite Rosshaarformen, m. Blumen
und Samtband schick garniert 75

Pſingstpreis 7.25
Veneste kleine Form.

Band.
garniert

4 preis 17.503.50 Fin Posten Franen- Hüte,
Straussenfedern oder Band

geschmackvoll garniert
12.50

924

z
.25 3.50

habe h xgstprois

Bulgaren-Kragen. F.r Preis e!Ein Rlesenposten Bulgarenkragen 48
Batist gestickt, Pſingstprets 95 75 P.

h h)-

4
75 6.85

5.50

elegant m
Blumen. Tüll»Angst- 795 arosser Posten Bulgaren Ansteck- t12 70 z rüschen pſingstpreis 75 65 36 P.

solide
und Toques, mit

Grosser posten Bulgaren-Ansteck-

Schleifen 30 25 P.
Ein Riesenposten Futturisten Kragen mit

8.75 Wweissem Batistrand
V

6.50
jſKRlesenposten Dam.- Strümpfe mod. 145

Farben, durchbr., Pfingstprels Paarorosser Posten Damen Halbhandschune, Herren Artikel

Extra Billige Prelse!
Ein Riesenposten Oberhemden, neueste.

Muster. mit festen. losen u. Ersatzmwanschetten i I ederriemen
Fansstppeis 5.95 4.95 3.95 2.

weiss und schwarz, 40 cm lang 26Pfingstpreis Paar 55 pt.
ſwgrosser Posten Damen Halbhandschunhe,

Seide, weiss und schwarz, 40 cm 410
lang Phngstpreis Paar 1.35Grosse Posten Damen Handschuhe, farbig

und weiss, durchbrochen. 30 bis 3260 cm lang. Pfingstprels Paar 65 Pf.
Grosse Posten Damen Handschuhe. mo-

derne Farben. Zwirn, 50 cm lang 15 p.Pßingstpreis Paar 95

offene VForm,

Ein grosser rosten Oberhemden mit waschseidenen

Einsätzen, nur letzte Veuheiten

Ein Fiosenposten Garnitaren, Serviteur und Man-

schetten, nur moderne Master Eb
rangstprois 1.50 1.25 95 75 Pſ.

Ew Riesenposten gelgene Selpsthinder
moderne,Pſingstpreis 1.50 1.25 95 75 46 P.

99 Pf.e ins atz

elegante

und Warm

95Plngstpreis 6.50 5.95 4 Lederriemen

S e S
Schlössern u. festem Griſt,

breite
schicke Muster

imitiert

Reise Artikel I kExtra-Preiven!
Riesenposten Picknick Koffer, mit Blech- E8

ohne Bleche ins: l

Pin grosser Posten Rucksacke mi IPüngstpreis 1.95 95 e in
Riese nposten Thermator Flaschen, hbült

Ein grosser Fosten Reise kartons mit starken
Pfingstpreis 2 95 2.45

Ein grosser Posten r mit zwei
Püngstpreis 5.95 4.95

Ein Riesenposten Aluminium Trinkbecher 5
Pfingstprois 48 35 t

Ein Posten Reiseſeldfaschen mit Trinkbecher 49
Pſingstpreis 95 60 Pſ.

Ein grosser Posten Reisehandtaschen, Leder
Pſingstpreis 3.45 2.75

moderneormen pfngstpreis 75 65 48 P.

Mia Rlesenposten Blusensehlelfen 48 x
in Futturisten-Genre, püingstpreis Pf.

in Riesenposten Batist Stickerelkragen
verschiedenen modernen 38 pt

n Pſingstprels 95 75alt
45

S Ein Posten Bäffchen in Tüll, Batiet und5AMlull, mit Spitzen und Einsätzen 25
pfingstpreis 68 48

h »hhdjqehiljh,hſd, uEin a grosser Postsn Jabots in eleg
Auskühr., Püngstpreis 1.10 95 86 Pf.

starken

F assons

1.95 95 3

ca. 5 cm breit
es. Laek-Behnärzehnke m. Derby- B90
wehnitt. mod. Absatz PHargtur. ca. 6 cm breit

Ein Riesenposten reinseidenes Taſfethand, 70
Pf.

Ein Riesenposten reinseidenes Taffetband,

Ein Riesenvosten reinseidenes
Pngstpreis Atr. 26 band, 8 cm brei

breit, in vielen Farben
Pngstpreis Atr. 38 28 P.

Lumineux- 50
l Angstprei is Mir t

Ein Bieserposten reinseidenes Corwierdand, ca. 11 cm 39

Plinostpreis Atr. Pf. I
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Merseburg
Freitag, den 9. Mai er., abends 8 Uhr in der

Kaisor-Wilhelms-Hafis:
wete Vollsperſammlung.

Tagesordnung:

*469 Referent:v gehe e.Zahlreichen Beſuch erwartet Der Einberufer.

Turn verein

Frentee
Halle (Saale)

(Mital. d. Arbeit.-Turnerbund.)

Tarnstunden
I. Müännerabteilung: Mon-

s u. t abendss Uhr im Volkspark.Donnerstag nach d. Turnen
Abteilungssitzung im Lokale.

2. Männerabteilung: Diens-
tags und Freitags S--10 Uhr
im Glauch. Schützenhaus.
Freitag Sitzung im Lokale.

Frauenabteillung: Mittwoch
abends 8 l Uhr imGlauchaer Schützenh aus.
Mittwoeh, den 7. Mai, nach
demTurnensitzungim Lokal.

Sonntag vormitt. v. 8--12 Ubr:
Spiele u. volkstüml. Turnen

auf den. Sandanger.

Anmeldungen neuer Mitglieder
jederzeit an den Turnabenden
und Verzamml ungen.

Mittwoch äen 7. Hai 1913
Vorstands Sätz ung

in der Goldenen Kette.
930 Der Vorstand.

iel -kraukenrase
zu Halle (Saale)

eitag, den 16. Mai 191gen s 8 „im Reſtauran
Anguſtinerbräu, Mittelſtr. 14/15.

Tagesordnung:
r der Jahresrechnung

von2. B der Kaſßenreviſoren.
3. ichesn Vertreter werdene Herren B
gebeten, pünktlich zu erſcheinen.

Halle (Saale), den 5. Mai.
*464 Der Vorſtand.J. Jacob e Rpender.

Fritz Grimm, an- lwport

Halle (S.), Landwehrſtr. 7.
926 Großes Lager in
Agarren u. Zigaretten
nur erſtklaſſige Fabrikate.

m Kautabak e
für Wiederverkäufer, auch in

einzelnen nden zu
lichen Fabrikp

werden billigſt repariert von
s R.
Figene Goldſchmiede Werkſtätte,
Elektr. Betrteb. Vergolden u. Versilb.
Kaufe altes Gold u. nehme in Zahlg

nitzkugeolnes mit Sehokolade
überzogen) probiert

Sie gern als Kunden
üniun 925

Breltestrasee 1,
Markiplatz, LTurm

erstrasee 61/62.

Riedara Flemming,
Halle a eerſtraße 22.S eilſtraße 129

Roonſtraße).
ptiſche Anſtalt.Große e tat Preiſe
Würmer 80

nebſt Brut veſeitigen ſicher
„Warma“-Tabletten, Schacht. 40rechnen

Bei der Arbeit u. beim 8Wenn Du reisest hier u. Zert
Keine Wäsche hast im Nu,Trägst „Aolid a Waeche Du.

IRragen e 50
Kertzscher,

untere Leip
220 m. Gr. Ulri

erstr. 26
ſtr. 63

(vis a vis Arnold Troitzseh).

Abbruch Naterial.
Lagerpiatz: Triistragse 7.

e zu verkaufen:
Fenſter 251e a Sr.Stubemw

örwege,

Ton

Se 7 g.us und renh enkiſen, 500 Stück Traillen,
griffe u. nd e
rohre, eine Gartenlaube, Brenn-holz fuhrenweiſe und einzeln.

Otno Richter, W
Bandwurmz:,
M

Verſchiedene Kuren habe ich gemacht,
um den läſtigen Bandwurm los zu
werden, aber alles verſagte ich ließ
mir daher Vandwurmmittei
Solitaenis ſchicken, welches von vor
e Wirku war und ſprechehnen hiermit meinen herzlichſten dank

aus und werde bemüht ſein, das
T weiter zu empfehlen. Hoch-

Emma Schöps, Kl.ern, im Mai 1910. Soli-
Erwachſene 2,50 f. Kind.1,50 .4, h t erhältſich in den Apotheken

Alle Faten u. Lade

kaufen Sie billigſt bei
Hax Okt, Sfeinwe

*53

e e e a 53

Nach wie vor kaufen Sie

Kinderwagen Sportwagen
von den billigsten bis zu den besten

am Vorteilhaftesten bei

Theodor Lühr
Halle (Saale) Leipzigerstrasse 94

Mitglied des Rabatt-Spar-Vereins).

Wegen Geschüftsühernuhme

Verkauf von Zigarren
r und Zigarstten

zu edeutend herahgesstzten Proisen
Oilhelm Mol (vormals Otto Schröder)

Marktplatz 20.

et e ene

za ohormer Aunswohf
in neuesten Rartern, ein- und rweireihig,

ganz enerm hiifig.
Jackett Anzüge r 14 12
Jackott-Anzöge

Jackett-Anzäge

10
v

18
e

eleg. Stoffe, braun-
oliv M. 18 16
mod. Fasoons, 2reihig,
sehr sohick, M. 25 22

10 2part. Stoffe u. Muster,Jackett Anzdg gb 2reinig

in nur Neuheiten,
1- und 2 reibig

u. 9 12-15) 2 4-9M. Mk.
meiner bekannt billigenr gebe bis PAngsten 10 Rabatt.

ßlsta eins
Markt 28, i. Roten Turm, Markt 25.

allerneueste Vassons
in prima Stoffen

2T
W

9

Bitte besichtigen Sie

e

e r cDo re

S

S Snusnahme Tage für Kinder -Stietel

Beginn: Dienstag den 6. Mäai.

Billigste Rusnahme-Preise für die bekannfen Prima- Qualitäten.
Herporragende Kaufgelegenheit!

Friedrich Oehlschläger
nur beipzigerstrasse 3,

(altes Geschäft).
c

c

c

c
C

e C e
C

T

Gegebarte des Thüringer-

und Fraukenwaltes

uedt Sommerkuhrplan 1817

Preis 40 Pfg.
Zu beziehen durch die

Volkshuchhanülung,

Halle (Saale), Harz 42 43.

Standesantliche Raqhri ter

Halle-Süd Steinweg 9), 5.Aufgeboten;: Landwirt Corde-

mann und Charlotte Weſtphal
(Roitzſch und Bnkerſtr. 15). Kauf
mann rnack und Luiſe Rabe
(Dieskauerſtraße 12 u. Glauchaer

re 71). en umannund Marie Enzenbach

warte und v chteren h en Stltr
r. Schloßgaſſe 14).See W e ſreth ller (Halle

u. n nerche (Halle unde ebra).
&ebo oren: Arbeiter Hanſtein T.

Streiberſtraße 36). uhmacher
ackens S. (Türinger rg e 28).

Arbeiter Schmianke T. rſeburgerſtr. 13). Blet T.
Graſeweg 5). Arbeiter Römer S.
Beeſenerſtr. 1). Arbeiter Rau-

mann T. (Zwing 15). ArbeiterBrömme Sohn fännerhöhe 32).
Tapezierer ollenhauer Tochter
(Annenſtr. 3). Maurer Ganzer T.
(Dieskauerſtr. 12). Schloſſer Hart-
mann S. (Marktplatz 13). FriſeurSegner S. (Bernhardyſtraße 17).
Ar t Grübner S. (Raffinerie
ſtraßeSensrben: n r 76 J.

ermannſtr. 37). SteuerauffeherKige 84 J. (Zwingerſtraße 27).

Poliseiſergeanten zigzſtr S.S Liebenauerſtr. 18). Saurers
upp Ffygtrag gebor.

erbſt, 81 ger Schwetſchkeſtr.

erebor. S
Ehefrau, Anna

c (Beeſenertraße 10) ran; a Patkiewicz
aus Prieſter, 27 re (Eliſabeth
Krankenhaus). Maſchinenmeiſters
Hoppe S., totgeb. (Saalberg 13).

Hale-Rord Gr. Bru dee Wie nnentre. 80)

chneiders
7

Möbeltran
R. Weihman

rte tet u
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VNikita räumt Skutari.
Was man geſtern noch bezweifeln konnte, wird jetzt von

allen Seiten beſtätigt: Nikolaus von Montenegro
hat ſich zur bedingungsloſen Räumung von
Skutari bereit erklärt. Freilich, im geheimen mag
er immer noch hoffen, daß ſein Nachgeben die nötige klingende
Anerkennung finden wird. Jn Oeſterreich traut man der Er-
klärung und der „Ehrlichkeit“ des biederen Nikita noch nicht
ſo ganz und meint, wer weiß, was er wieder für beſondere
Abſichten im Schilde führe. Sicher iſt dieſe Befürchtung dies-
mal völlig grundlos. Nikolaus wird Skutari räumen, und
zwar ſtellt er es den Großmächten zur Verfügung. Der
Agance Havas zufolge hat die montenegriniſche Regie-
rung der engliſchen amtlich mitgeteilt, da Montenegros
Würde ihm nicht erlaube, vor einer vereinzelten Kundgebung
zurückzuweichen, ſo lege er das Schickſal von Skutari in die
Hände der Mächte.

Ganz freiwillig iſt dieſer löbliche Entſchluß Nikitas aller
dings wohl nicht erfolgt; der Druck der Großmächte und die
Ueberzeugung, daß ihn Rußland ſchließlich doch im Stiche
laſſen wird, haben es dem alten Dickſchädel doch geraten er
ſcheinen laſſen, ſich zu fügen. Auch wird in Wien verſichert,
daß die „Blockade“ der Großmächte keineswegs völlig unwirk-
ſam geblieben ſei. So meldet die Wiener Neue Freie Preſſe
aus Cattaro:

„Zur Nachgiebigkeit Montenegros dürfte der Umſtand bei-
getragen haben, daß ſich

die Folgen der Blockade
und der Einſtellung des Verkehrs von Cattaro in Montenegro
bereits fühlbar macht. Es fehlt an Lebensmitteln und anderen
Bedarfsartikeln. Die Stadtbeleuchtung in Cetinje wird heute
oder Mittwoch eingeſtellt werden müſſen. Jn Privathäuſern
werden ſchon ſeit einigen Tagen Kerzen gebrannt. Aber auch
dieſer Vorrat iſt erſchöpft.“
Den Entſchluß, Skutari zu räumen, hat Nikita anſcheinend
erſt nach harten Kämpfen mit ſeinen Miniſtern und ſonſtigen
Beratern durchgeſetzt. Ueber

die montenegriniſche Miniſterberatung
wird noch mitgeteilt:

Wien, 5. Mai. Der General Martinowitſch, der „Er-
ſtürmer“ des Taraboſch, erklärte, daß er niemals Skutari auf-
geben könne, und erging ſich in den ſchärfſten Ausfällen gegen
jene, die Montenegro in dieſe Situation gebracht haben. Die
endgültige Entſcheidung wird erſt am Donnerstag fallen, da
der König die Räumung Skutaris nicht vornehmen will, ohne
vorher die Skupſchtina befragt zu haben. Er wird
ihr aber den Beſchluß des Miniſterrats zur Annahme emp
fehlen.

London, 5. Mai. Nach direkten Nachrichten von CEetinje
haben Nikolaus und ſein Staatsrat mit nur zwei Stimmen
Mehrheit beſchloſſen, Skutari zu räumen. Dieſer Beſchluß
muß jedoch von der montenegriniſchen Skupſchtina beſtätigt
werden, und es iſt immer noch zweifelhaft, ob das geſchehen
wird. Nach einer Petersburger Depeſche wird in der heutigen
Botſchafterkonferenz vorgeſchlagen werden, Montenegro auf
Koſten Serbiens eine Entſchädigung an Land
für die Räumung Skutaris zu gewähren. Die ruſſiſche Regie-
rung will angeblich auf Bulgarien einwirken, um es zur Nach-
giebigkeit in gewiſſen Dingen zu bewegen, durch die wiederum
Serbien entſchädigt werden ſoll.

Mit Montenegros Verzicht auf Skutari hat die ſogenannte
Skutarifrage ihre Schärfe und Gefahr für den Weldfrieden
verloren, und die Balkanlage wie die ganze internationale
Situation haben wieder ein friedlicheres Ausſehen ange
nommen.

Noch bleibt ja die geplante öſterreichiſch-italie-
niſche Expedition in Albanien. Aber in Oeſter-
reich beginnt man allmählich einzuſehen, daß bei dieſem
Abenteuer keine Lorbeeren für Oeſterreich zu holen ſind. Es
ſoll in Wien „einflußreiche Perſönlichkeiten“ geben, die dafür
eintreten, eine Okkupation Albaniens aufzu-
geben, um ſo mehr, als es nicht ausgeſchloſſen iſt, daß
Eſſad Paſcha mit ſeinen Truppen Albanien
verlaſſen wird, ohne ſeine ehrgeizigen Pläne durchzu-
führen.

Und die Neue Freie Preſſe bemerkt: „Ob ein Einſchreiten
Oeſterreich-Ungarns und Jtaliens in Albanien beſchloſſen
werden wird, hängt von den Umſtänden ab.“

Jn Jtalien dagegen, das nach dem Tripolisraubzug
länderhungrig geworden iſt, ſcheint der Plan einer militäri-
ſchen Expedition nach Albanien großen Anklang zu finden.
Freilich, Südalbanien mit dem Hafen von Valon ſticht Jtalien
ja ſchon längſt in die Aungen, und die Gelegenheit zu einer
kleinen „Annektion“ war ſelten ſo günſtig, wie gerade jetzt.
Möglich aber, daß auch die albaniſche Expedition unterbleibt,
weil man in Oeſterreich in letzter Stunde noch zur Vernunft
und beſſeren Einſicht gekommen iſt.

v

Die Mächte ſind befriebdigt.
London, 5. Mai. Die Botſchaftervereinigung hat ſich heute

nachmittag 554 Uhr auf Donnerstag vertagt. Das Reuterſche
empfing nach der Sitzung vom Auswärtigen Amt

folgende Mitteilung: Die Tatſache, daß der König von Monte
negro das Schickſal Skutaris in die Hände der Mächte gelegt
hat, gereicht den Regierungen der Mächte zur großen Be
friedigung. Die Mächte werden jetzt erwägen, welche Ab
machungen für die Zukunft hinſichtlich der Stadt getroffen
werden ſollen. Jm Laufe der Beſprechung habe Staatsſekretär
Grey die Botſchaftervereinigung daran erinnert, daß der
Status Albaniens bereits bei der erſten Zuſammenkunft der
Botſchafter im Dezember vorigen Jahres geregelt worden ſei.
Er habe hinzugefügt, daß Oeſterreich und Ftalien beauftragt
worden ſeien, die Grundzüge eines Planes vorzubereiten, der
in der nächſten Zuſammenkunft der Botſchaftervereinigung von
den Votſchaftern Oeſterreich-Ungarns und Ftaliens vorgelegt
werden ſolle.

Die öfterreichiſchitalieniſchen Pläne in Albanien.

Wien, 5. Mai. Nach der Neuen Freien Preſſe ſind in der
albaniſchen Frage die Verhandlungen noch nicht abgeſchloſſen
und man glaubt daß es möglich ſein wird, dieſe Frage ohne
militäriſche Aktion zu ordnen. Eine militäriſche Aktion in
Albanien iſt jedenfalls in nächſter Zeit nicht zu erwarten.

Anders lauten die italieniſchen Meldungen:
Rom, 5. Mai. Zur Beſetzung Albaniens iſt das
älteſte Armeekorps in Bari unter dem Befehle des Generals
Paniceanai beſtimmt. Seine Kadres werden aus ganz Jtalien

verſtärkt.
eifrig fortgeſetzt.
aus den Häfen Tripolitaniens Transportſchiffe nach den ſüd-

Die Vorbereitungen für die Expedition werden
Aus dem Aegäiſchen Meer ſind Krieggsſchiffe,

italieniſchen Häfen. unterwegs. Die Arſenale in Tarent,
Brindiſi, Neapel und Meſſinag arbeiten Tag und Nacht an der
Verproviantierung und Ausbeſſerung der Schiffe. Wahr-
ſcheinlich wird Admiral Viale, der die Beſetzung der ägäiſchen
Jnſeln geleitet hat, wiederum den Oberbefehl über die Flotte
übernehmen.

Von Wahlrechtsſchmach und Wahlbewegunug.
Arbeiterſchutz und Klaſſenhaus.

Zu den von den Dreiklaſſenmännern arg mißhandelten Ar-
beitern gehören vornehmlich auch die Kohlengräber. Der
Bergbau unterſteht dem Landtage. Für die ſeit langen Jahren
aus den Tiefen der gequälten Bergſtlaven herauftönenden
Rufe nach Schutz für Geſundheit und Leben haben die bürger-
lichen Parteien kein Ohr. Jeder angekündigte Bergarbeiter-
ſchutz erwies ſich ſpäter als eine Verhöhnung der Schutzbedürf-
tigen. Steine ſtatt Brot hat man ihnen gegeben.

So konnte es denn nicht ausbleiben, daß die Zahl der Un-
fall verletzten im BVergbau immer gewaltiger anſchwoll.
Rieſengroß iſt bereits das Heer der Krüppel, da er Berg-
bau lieferte. Folgende Aufſtellung nach den Angaben der Be-
rufsgenoſſenſchaft gibt darüber den urkundlichen, Empörung
auslöſenden Beweis. Bemerkt mag noch werden daß Preußens
Bergbau zirka 90 Prozent aller Bergarbeiter Deutſchlands
(1911: 838 274), auf welche ſich die Angaben beziehen, umfaßt.
Es wurden gemeldet:

Unfälle wo Schwere u. tödl. nncgge

pro proüberhauyt Arbeiter überhaupt ſrheiter

1886 22 497 65,45 2 265 6,591890 28 879 7249 3 402 8,54
1895 40 616 94,28 4 906 11,391900 58 471 103.48 6 894 12,19
1905 81 871 126,45 10 066 15,55
1907 92 455 126,70 11 381 15,541909 109 489 133,69 12 596 15,38
1911 114 669 136,79 12 200 14,55

Unter ſchweren Unfällen ſind ſolche zu verſtehen, bei denen
der Verletzte 13 Wochen nach dem Unfalltage die vollſtändige
Arbeitsfähigkeit noch nicht wieder erlangt hat. Jm letzten Be
richtsjahre iſt die Zahl der ſchweren Unfälle etwas geſunken.
Das iſt aber keine Folge verminderter Unfallgefahr, ſondern
das Reſultat einer Verſchlechterung in der Unfall-
rechtſprechung. Es werden Verletzte trotz erheblicher
Schäden für vollſtändig arbeitsfähig erklärt. So ſinkt die
Zahl der Schwerverletzten, die Berufsgenoſſenſchaften ſparen,
und die Arbeiter ſind betrogen! Trotz der Rentenquetſcherei
zeigt ſich auch für die ſchweren Verletzungen ſeit 1886 eine er
ſchreckende Steigerung. Auf 1000 beſchäftigte Arbeiter berech-
net ſtieg die Zahl der

Unfälle überhaupt um
ſchweren Unfälle um

Das ſind erſchreckende Reſultate.

Ohne eine andere Zuſammenſetzung des Land-
tags wird dieſem Zuſtande im Bergbau kein Einhalt geboten.
Der Schutz der Bergarbeiter verlangt eine Stürmung
der Junkerburg!

Das Wahlrecht der Beamften.
Am 31. Januar 1913 erklärte der preußiſche Miniſter des

Jnnern, v. Dallwäitz, im Dreiklaſſenhauſe: „Ein Beamter,
der ſeinem Landesherrn den Treueid geleiſtet hat, bricht dieſen
Eid in dem Augenblick, in dem er unmittelbar oder mittelbar
die Beſtrebungen einer antimonarchiſchen Partei zu fördern
unternimmt. Wenn ein Beamter Anſtand und Gewiſſen hat,
ſo wird er in dem Augenblick, wo er glaubt, ſich der Sozial-
demokratie anſchließen zu müſſen, daraus die Konſequenz
ziehen und aus ſeinem Amte ausſcheiden. Tut er das nmicht,
dann wird er zum Eidbrecher und Lügner.“

So Herr von Dallwitz. Und die geſamte Rechte ſtimmte ihm
raſend und jubelnd zu. Es hat aber auch ſchon aus anderem
Tone im preußiſchen Abgeordnetenhauſe geklungen. Der
Freiherr von Wangenheimn ſprach an der gleichen
Stelle und zur ſelben Frage:

„Es kann niemand von uns verlangen, daß wir (die preu-
ßiſchen Landräte und ſonſtigen politiſchen Beamten, die zurzeit
Landtagsabgeordnele ſind. D. R.) unſere Meinung verleugnen.
Jch glaube auch nicht, daß eine preußiſche Staatsverwaltung
es jemals verlangen wird, ſie kann niemals die Abſicht haben,
mit Lumpen zuſammen zu arbeiten.“

Und auf denſelben Bänken der Rechten jubelten die ſelben
Leute es war allerdings 1899 bei der Beratung der Kanal-
vorlage, als es den Herren an Herz und Beutel ging.

Die Tatſache bleibt trotzdem beſtehen Dallwitz nannte die
Beamten, die bei einer Wahl ihrer inneren Ueberzeugung Aus-—
druck geben, Eidbrecher und Lügner, der konſervative
Redner von Wangenheim nannte diejenigen, die es nicht wagen,
ihrer Meinung frei Ausdruck zu geben, nur deswegen, weil ſie
Beamte ſind, Lumpen,

Ja, will nun die preußiſche Regierung auch mit
arbeiten?

Wir wagen die kritiſche Frage nicht zu entſcheiden, verlaſſen
uns dabei lieber auf eine hervorragende Autorität, die eben-
falls im preußiſchen Dreiklaſſenhauſe es war 1910 ſcharf
und logiſch erklärte:

Jede Verfemung des Anders denkenden
rächt ſich. Deutſchland und Preußen wiſſen ein trübes
Lied davon zu ſingen. Denken Sie an die Zeiten der 20er
und 30er Jahre des vorigen Jahrhunderts, erinnern Sie ſich
des Drucks, der auf dem Volke laſtete. Aber ſo gut ich ſage

wo ein ſolcher Mißbrauch (der Beamtenmacht. D. R.)
ſtattfinden ſollte, mißbillige ich ihn auf das ent-
ſchiedenſte, alſo ſage ich; ich verurteile ebenſo gut jeden
Mißbrauch wie ich jede Schikane verurteile. Alles das ſind
kleinliche Maßregeln, die weder für den Staat, noch für den
Beamten, noch für die Partei würdig ſind, für die ſie geleiſtet
werden.

109 Proz.
120 Proz.

Lumpen

Und wer ſprach dieſe ausgezeichneten und vernünftigen
Worte? Der jetzige Reichskanzler Herr Major von
Bethmann Hollwegl

Bethmann Hollweg mißbilligte alſo ſich und ſeine Regierung
ſelbſt, mehr kann man nicht verlangen. Deutlicher kann den
Beamten nicht geſagt werden, wie ſie ſich zu verhalten haben,
wenn ſie keine Eidbrecher, Lügner und Lumpen, ſondern an
ſtändige Männer ſein wollen!

Kein Geld für Volksbildung.
Alle Welt hat ſich köſtlich amüſiert über jene putzige Debatte

im ſogenannten preußiſchen „Herrenhauſe“, in der Graf
v. Schulenburg den Ausſpruch tat: „Wenn die Mitglieder
dieſes hohen Hauſes vom 14. Jahre an unbeaufſichtigt geweſen
wären, ſo wäre aus uns allen nichts geworden. Aus mir
jedenfalls wäre ſicher nichts geworden!“ Nie-
mand wird dieſer Selbſteinſchätzung der Herrenhäusler wider
ſprechen wollen. Aber die Sache hat doch, außer der komiſchen,
auch eine ſehr ernſte Seite. Ausdehnung der Schulpflicht bis
zum 16. Lebensjahre war die Anregung, die zur Debatte ſtand,
und ſie wurde ſchließlich von Regierung und Mehrheit zurück-
gewieſen, weil das zu viel Geld koſten würdel Nun ſind wir
Sozialdemokraten gewiß keine Freunde der Unterrichtsart, wie
ſie heute in der Volksſchule betrieben wird, und von einer
bloßen Verlängerung dieſes Betriebes um zwei Jahre können
wir uns nichts verſprechen. Noch weniger ſind uns die Motive
der Herrenhäusler ſhmpathiſch, denn die wollen doch bloß die
Arbeiterjugend zwei Jahre länger unter der Fuchtel haben;
ſie wollen bloß, daß der Geiſt der Unterdrückung, die Erziehung
zur Unterwürfigkeit und zum blinden Gehorſam zwei Jahre
länger auf die jungen Leute einwirken ſoll. Das alles darf
jedoch nicht die Tatſache verſchleiern, daß hier wieder mal eine
Maßregel, die unter Umſtänden allerdings eine Verbeſſerung
der Volksſchule ſein könnte, vom Klaſſenſtact nur deshalb ab-
gelehnt wird, weil er das Geld nicht aufwenden will.

Weshalb die preußiſche Volksſchule und ſie iſt darin vor-
bildlich für die deutſche Volksſchule überhaupt ſo wenig zu
leiſten in der Lage iſt, das liegt an zwei Urſachen, einer inne-
ren und einer äußeren. Die innere haben wir ſchon erwähnt;
es iſt der Geiſt ihres Unterrichts oder, wie man es ganz offen
nennen kann, der politiſche Mißbrauch der Volksſchule zur Be-
kämpfung der Sozialdemokratie. Wenn der Hauptzweck des
Unterrichts darin beſteht, der Jugend „Gottesfurcht, Patrio-
tismus und Kriegstreue“ einzutrichtern, dann müſſen Bildung

und Wiſſen dabei notwendigerweiſe zu kurz kommen. Ueber
dieſes Kapitel wird bis zur Wahl noch manches zu ſagen ſein.
Aber daneben wirkt nicht minder verwüſtend der äußere
Grund, der Mangel an Geld. Zwar gehört es zu den Ge-
pflogenheiten der Staatserhaltenden in Preußen, ſich mit den
Aufwendungen für den Unterricht zu brüſten. Und in der Tat,
wer keine Zahlen zu leſen verſteht, kann leicht geblendet wer-
den durch die Zahlen, die man bei ſolcher Gelegenheit auf-
marſchieren läßt. Jm Etatsjahr 1911 (dem neueſten, wofür
abgeſchloſſene Rechnungen vorliegen) betrugen die Geſamtaus-
gaben des preußiſchen Staates nicht ganz 850 Millionen Mark.
Davon wurden nicht weniger als 266 Millionen Mark für den
Kultusetat verausgabt. Der Kultusetat iſt bei weitem der
größte aller preußiſchen Etats, der an zweiter Stelle kom-
mende Juſtizetat erforderte nur 170 Millionen. Was alſo will
man noch mehr? Jſt der preußiſche Staat nicht berechtigt,
mit Stolz von ſich zu ſagen, daß er gewaltiges aufwendet für
den Unterricht, für die Kultur?

Doch nur gemach! Betrachten wir die Sache näher, ſo zer-
rinnt das ſchöne Bild. Zunächſt wurden von den 266 Mil-
lionen für die Volksſchule nur 177 Millionen verwandt;
der Reſt für höheren Unterricht, Univerſitäten und Kirchen mit
ihren Pfarrern uſw. Da es im Jahre 1911 rund 6 600 000
Kinder in den preußiſchen Volksſchulen gab, ſo bedeutet dies
für jedes Kind etwa 26 Mk. Dabei ſind aber die Koſten der
Lehrerausbildung, Turnlehrerbildung und anderes mehr ſchon
mitgerechnet. Zieht man dieſe ab und rechnet nur, was der
Beotrieb der Volksſchule an ſich koſtet, ſo kommen nur rund 17
Mark pro Kind heraus, indes derſelbe Staat für jeden Gym-
naſiaſten einen Zuſchuß von etwa 85 Mk. pro Jahr leiſtet, für
jeden Studenten rund 700 Mk. Was erſt ſehr hoch erſchien,
erweiſt ſich demnach als lächerlich gering. Die Folge zeigt ſich
darin, daß die durchſchnittliche Schülerzahl in einer Klaſſe der
preußiſchen Volksſchule immer noch 56 beträgt, und daß immer
noch weit über eine Million Kinder in überfüllten Klaſſen
ſitzen, wobei wie wir das erſt kürzlich nachgewieſen haben
als „überfüllt“ erſt ſolche Klaſſen gelten, die mehr als 70, mehr
als 80, ja zum Teil mehr als 120 Kinder zählen!

Stellt nun dem gegenüber die Sozialdemokratie ihr Schul
ideal auf, weiſt ſie darauf hin, daß ein leiſtungsfähiger Unter
richt nur möglich iſt bei individueller Behandlung, d. h. wenn
der Lehrer mit jedem einzelnen Schüler in perſönliche geiſtige
Berührung tritt, was natürlich ganz unmöglich iſt bei 56, 70
oder gar 120 und mehr Kindern in einer Klaſſe, und zeigt ſie,
daß deshalb Klaſſen mit etwa 12—16 Schülern eingerichtet
werden müſſen, dann iſt in der bürgerlichen Welt alles entſetzt
über die furchtbaren Koſten, die dadurch verurſacht würden.
Aber wir brauchen ſoweit noch gar nicht einmal zu gehen.
Selbſt bürgerliche Pädagogen geben zu, daß die heutige
Klaſſenfrequenz viel zu hoch iſt. Haben doch die Lehrer mit
am meiſten darunter zu leiden. Wenn ſie nun auch in ihren
Forderungen nicht ſo weit gehen wie wir, ſo möchten ſie doch
die Schülerzahl wenigſtens auf 30—35 pro Klaſſe herunter
bringen. Und da tröſten ſie ſich nun mit dem allmählichen
Fortſchritt: bisher ſchon ſei es von Jahrzehnt zu Jahrzehnt
beſſer geworden; es werde auch weiter beſſer werden. Jn der
Tat, im Jahre 1882 gab es in preußiſchen Volksſchulen durch
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ſchnittlich 72 Kinder pro Klaſſe, 1891 nur noch 64, 1906 nur noch
Fi d heute ſind es 566. Kann man damit nicht zufrieden
ein

Dem gegenüber fragen wir: was nützt es den Leuten, die vor
30 Jahren in Klaſſen mit 72 Kindern ſaßen was nützt es
denen, daß heute in denſelben Klaſſen nur noch 56 Kinder
ſitzen Haben ſie nicht den ſchweren Schaden, den der ſchlechte
Unterricht bedeutet, fürs ganze Leben weg? Und genau ſo mit
den heutigen Schulkindern. Was haben ſie davon, daß in
30 Jahren vielleicht einmal nur noch 40 Kinder in den Klaſſen
ſitzen werden? Ganz abgeſehen davon, daß dies ja doch nur
die Durchſchnitts zahlen ſind und daß heute noch Klaſſen
mit mehr als 150 Kindern vorhanden ſind! Die 1100 Kinder,
die heute noch in Preußen in dieſer ſchweren Weiſe mißhan-
delt werden, und die 103 000 Kinder, die heute noch in Klaſſen
mit über 100 Kindern ſitzen für die bedeutet es doch nur eine
Verhöhnung, wenn man ſie damit tröſtet, daß es ja allmählich
immer beſſer wird und daß in einem Menſchenalter vielleicht
ſo ſchlimme Zuſtände nicht mehr vorkommen werden. Wenn
irgendwo, ſo muß hier ſofort geholfen werden, um die be-
klagenswerten Opfer der heutigen Volksſeele vor ſchwerem
Schaden zu bewahren. Sowie man aber dieſe Forderung er-
hebt, ſchallt einem das „Unmöglich“ entgegen: das würde ja
viel zu viel koſten!

Jn eine Berechnung darüber, ob nicht ſelbſt der Staat in
ſeinem heutigen Beſtande die nötigen Mittel aufbringen
könnte, wenn er nur wollt e, laſſen wir uns nicht ein. Wir
zweifeln nicht daran, daß er erheblich mehr für die Volks-
bildung auszugeben in der Lage wäre. Aber davon ganz ab-
gefehen: wenn es wirklich wahr iſt, daß er die ſchweren Schäden
des Volksſchulweſens aus Mangel an Geld nicht heilen kann,
dann iſt nur wieder einmal erwieſen, daß er eine ſeiner wich-
tigſten Aufgaben zu löſen außer ſtande iſt, und daß er folglich
ganz und gar umgebaut, umgeſtürzt werden muß.

Bodenwucher in Preußen.
Rieſenhafte Mehreinnahmen, Steigerung der Grundſtücks-

preiſe und Wachſen der Hypothekenlaſten, das iſt das Reſultat
unſerer Junkerpolitik. Angeblich um einen Notſtand der Land-
wirtſchaft zu mildern, ſchanzen ſich die Junker bei allen mög-
lichen Gelegenheiten Liebesgaben auf Koſten der Allgemeinheit
zu Die Mehreinnahmen erlauben dann eine Steigerung der
Bodenpreiſe. Die Beutepolitiker verkaufen die vaterländiſche
Scholle, ſacken Rieſengewinne ein. Der nächſte Beſitzer muß
ein größeres Anlagekapital verzinſen, die Hypothekenlaſten
wachſen, die Not der Landwirtſchaft iſt dauernd. Nach einer
Berechnung von Walter Rotkegel ſtiegen in dem Zeitraum von
1895 bis 1909 die Preiſe der Güter in der Größe

bis 20 Hektar um 11 13 Prozent

von 20 100 23über 100 34 36
Noch viel tollere Preisſteigerungen, bei denen die Junker

viele Millionen „verdienten“, kommen in den Käufen der
Königlichen Anſiedelungskommiſſion für Weſtpreußen zum
Ausdruck. Die von der Kommiſſion erworbenen Güter koſteten:

insgeſamt pro Hektar
Mk. Mk.1886 l 7 es 7 7 4 335 346 601

1896 I 7 i I7 1 934 610 6731908. 7 446 482 12571909 18 044 564 1 3241910 10 627 7609 1349
Seit 1886 bis 1910 hat die Anſiedelungskommiſſion für

insgeſamt 262 265 377 Mark Güter erworben. Den Durch
ſchnittspreis, der 1886 erſt 601 Mk. betrug 1888 ſogar nur
539 Mk. hat das planmäßige Hinauftreiben der Preiſe durch
die patriotiſchen Junker auf einen Durchſchnittsſatz von 994
Mark pro Hektar für das geſamte in den 25 Jahren erworbene
Terrain hinaufgetrieben. Unter dem Deckmantel der Stärkung
des Deutſchtums im Oſten machen die Junker genau ſolche
patriotiſchen Geſchäfte wie die Panzerplatten-Nationalen mit
dem Rüſtungsrummel.

Die agrariſche Politik kann natürlich zu keiner „Entſchul-
dung der Landwirtſchaft“ führen, ſie läßt die Hypotheken immer
mehr anwachſen. Die Mehreintragungen waren größer als
die Löſchungen:

im Jahre 1900 um 396 Millionen Mark
1904 407
1905 469
1906 515
1907 556
1908 581
1909 640

Wenn die Liebesgabenpolitiker eine ordentliche Steigerung
der Bodenpreiſe durchgeſetzt haben, dann verkloppen ſie die
„heimatliche“ Scholle und der nächſte Beſitzer kämpft wieder für
neue Liebesgaben zur „Erhaltung der nationalen Landwirt-
ſchaft“. Allein im Jahre 1909 wechſelten 65 924 Güter oder
Teile davon den Beſitzer nur in Preußen! Bei 6459 Beſitz
veränderungen war das Terrain über 20 Hektar groß. Es gibt
keine gemeinere und frechere Plünderung des Volkes als durch
die Junkerfippe, die mit dem Dreiklaſſenwahlrecht ihre Herr-
jchaft dauernd zu erhalten ſucht.

Gewerkſchaftliches.
Neue Differenzen in der Binnenſchiffahrt.

Die Deckmannſchaften haben beſchloſſen, am 5. Mai die
Arbeit wieder aufzunehmen, da der Zentralverband der Maſchi-
niſten und Heizer die Wiederaufnahme der Arbeit bereits zum
28. April angeordnet hatte. Die Arbeit ſoll unter den Be-
dingungen aufgenommen werden, daß den Mannſchaften die
Lohnzulage von 5 Mk. pro Monat bewilligt wird und ferner
ſoll die Unterſchrift zu Verträgen, die die Bewegungsfreiheit
der Mannſchaften hemmen, nicht gegeben werden.

Die Schiffahrtsgefellſchaften haben aber nun den Mann-
ſchaften Verträge vorgelegt, nach denen zwar die Lohnerhöhung
bewilligt wird, doch ſoll ſie erſt „bei guter Führung am
Jahresſchluß zur Auszahlung gelangen. Selbſtverſtänd-
lich weigert ſich das Deckperſonal, die Verträge anzuerkennen,
ſo daß die Wiederaufnahme der Arbeit nicht gleichmäßig vor
ſich geht. Eine Reihe Firmen handeln anders. Sie haben die
Arbeitswilligen ſofort entlaſſen und ihr altes Perſonal zu den
neuen Bedingungen eingeſtellt.

Stroh-Hüte

Wel Umfang die neuen Differenzen annehmen werden,
e ſich wach nicht genau feſtſtellen, immerhin iſt es nicht aus
ſe loſſen, daß noch einige tauſend Deckleute weiter im Aus-

nde verharren
Zur Lohnbewegung in den Hannsoverſchen Brotfabriken.

Seit einiger Zeit ſtehen die in den Brotfabriken beſchäftigten
Bäcker in einer Lohnbewegung. Sie fordern eine tägliche elf-
ſtündige Arbeitszeit bei einem Wochenlohn von 26 Mark, die
Anerkennung des gewerkſchaftlichen Arbeitsnachweiſes, eine
anderweitige Regelung der Bezahlung der Ueberſtunden und
Gewährung von Ferien. An der Bewegung ſind beteiligt 121
beſchäftigte Perſonen. Durch Verhandlungen war es möglich,
in neun Betrieben mit 68 Beſchäftigten dieſe Forderungen durch
Abſchluß eines Tarifvertrages zur Anerkennung zu bringen.
Eine am 2. Mai ſtattgefundene Verſammlung beſchloß dann,
in allen Betrieben, in denen die Forderungen bisher noch nicht
anerkannt wurden, die Arbeit niederzulegen. DieſemBeſchluſſe kamen 35 der Beſchäftigten ſofort nach, 68 konnten
zu den neuen Bedingungen in Arbeit bleiben und 18 Perſonen
blieben ſtehen als Arbeitswillige. Von den Streikenden konn-
ten ſofort mehrere in den tariftreuen Firmen infolge Mehr-
aufträge wieder in Stellung gehen. Das Gewerkſchaftskartell
zu Hannover beſchloß, über die nichtbewilligenden Firmen den
Bohkott zu'verhängen.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 6. Mai 1918

Dreiklaſſenſchmach und Halleſche Polizei.
Dieſe beiden Themen wirken ſo aufreizend, wie ſelten eines.

Bei den zahlreichen Verſammlungen der letzten Wochen konnte
nicht immer von gutem Beſuch berichtet werden. Aber geſtern
wieſen trotz der bisher angenommenen Verſammlungsmüdig-
keit, trotz des ungünſtigen Wochentages und trotz des ſtrömen-
den Regens die Verſammlungen einen direkt unerwarteten
Maſſenbeſuch auf, ſo ſtark, daß im Letzten Dreier gar polizei-
lich abgeſperrt und die Verſammlung ſchließlich in den Garten
verlegt werden mußte.

Auch der große Saal des Volksparkes und die Galerien
waren dicht gedrängt beſetzt, als zur Eröffnung geſchritten
wurde. Zuerſt ſprach Genoſſe Redakteur Däumig- Berlin
über das Thema: Die Frauen und die Landtagswahlen. Er
wies einleitend hin auf die jetzige Aera der Jubiläen und
Gedenktage, die mit patriotiſchem Jahrmarktsrummel inſze-
niert werden, wie es ſeit längerer Zeit in Preußen- Deutſchland
mode geworden iſt. Wir wenden uns bei unſeren Kritiken
nicht gegen die heldenhaften Kämpfe des Volkes von damals.
Mit aller Macht wenden wir uns aber gegen die Geſchichts-
fälſchung, wie ſie jetzt bei dem patriotiſchen Brimborium ge-
trieben wird. Unter lebhafter Zuſtimmung der Verſammlung
ſchildert Redner dann die erſten Anfänge des jetzigen Wahl-
rechtskampfes den 21. Januar 1906, „den roten Sonntag“,
bei dem ſich die Halleſche Polizei Lorbeeren nicht geholt hat.
Da wurden Polizeiſäbel geſchliffen, auf dem Markt erſchien
eine Feuerſpritze und das Militär war mobil gemacht worden.
Und wozu das alles? Weil das Volk ein ihm zuſtehendes Recht
verlangte. Damals hat man nicht geglaubt, daß das Volk 1908
und noch viel weniger 1913 noch einmal nach dieſem elendeſten
aller Wahlrechte wählen würde. Recht charakteriſtiſch für
unſere Polizeizufſtände und Rechtsverhältniſſe ſind die beiden
Polizeiheldentaten: Jn Breslau friſtet ein Arbeiter ſein Da-
ſein, dem eine Hand abgehackt worden iſt. (Stürmiſche
Pfuirufe.) Und über Berlin ſchwebt das Geſpenſt des ge
töte ten Arbeiters Hermann. Weder den Hand-
abhacker, noch den Mörder des Arbeiters Hermann hat man
entdeckt. (Stürmiſche Pfuirufe.) Wenn auch durch die Tätig-
keit unſerer kleinen Fraktion im Dreiklaſſenhauſe bedeutende
greifbare Erfolge nicht erzielt worden ſind, ſo dürfen wir doch
verzeichnen, daß unſere Genoſſen der Geſellſchaft im Abgeord-
netenhauſe ſtändig die Maske von den Geſichtern geriſſen hat.
Es geſchah der alten verrotteten Geſellſchaft ſchon recht, daß
ihr das Leben ſauer gemacht wurde. Was hat denn dieſe Ge-
ſellſchaft in dem Parlament alles fertiggebracht? Für die
Zivilliſte des Königs hatte man weitere drei Millionen
übrig; da mußte die Teuerung ins Feld geführt werden. Als
aber unſere Abgeordneten für die Arbeiter Forderungen ſtell
ten, da gab es ſolche Teuerung nicht mehr. Es iſt ja bekannt,
wie preußiſche Miniſter die Arbeiterſchaft in Beziehung auf
die Fleiſchnot noch verhöhnten.

Genoſſe Däumig ſchildert dann unter lebhafter Zuſtim-
mung unſere traurigen ſozialen Zuſtände in Preußen, die Ent-
rechtung und Knechtung auf allen Gebieten. Mache man den
preußiſchen Zuſtänden ein Ende und ſorge man dafür, daß nun
im Jahre 1913 das letzte Mal nach dem Dreiklaſſenwahlrecht
gewählt wird. (Beifall.) Die Sozialdemokratie ſteht in dem
Kampfe um das Wahlrecht allein. Das Zentrum zieht ſich
mit Schlangenklugheit aus der Schlinge und der Liberalismus
hält dort, wo er die Macht beſitzt, die Dreiklaſſenwahl mit
allem Raffinement noch aufrecht. Ja, noch mehr. Als die
Polizeitaten gelegentlich der Wahlrechtsdemonſtrationen im
Halleſchen Stadtverordnetenkollegium von unſeren Genoſſen
kritiſiert wurden, da lachten die ſpießbürgerlichen Stadtväter
noch dazu. (Sehr richtigl) Unſer Genoſſe beſprach dann die
Wehrvorlage, die jüngſt im Reichstage beſprochene Korruption
der Waffen- und Panzerplattenfabrikanten. Bei den Hand
lungen jener Leute ſtinkt es aus allen Kanälen. Dann be-
leuchtete er die Wirkungen der Wahlrechtsſchmach. Um den
jetzigen Zuſtänden ein Ende zu bereiten, muß noch viel mehr
organiſiert und agitiert werden. Und in letzter Linie muß
das preußiſche Volk auch verſtehen lernen, einmal belgiſch zu
reden! Allerdings Preußen iſt nicht Belgien. Hier wird der
Kampf ſchwerer werden. Wenn aber mehr Licht in die Köpfe
gebracht wird, dann wird die Entwicklung auch hier auf einen
verſchärften Wahlkampf hindrängen. Das Licht des Himmels
läßt ſich nicht verhängen. Wenn das Volk will, dann kann es
ſeine Macht wirkſam entfalten. Deshalb auf in den Wahl-
kampf gegen die regktionären Elemente auf allen Gebieten.
(Langanhaltender ſtürmiſcher Beifall.)

Dann ſprach Genoſſe Redakteur Hennig über die Polizei-
taten zum und am 1. Mai. Die Maifeier in dieſem Jahre,
ſo führte er etwa aus, ſei überall im Reiche würdig verlaufen,
und zwar ſo, wie es einer Klaſſe geziemt, die von unten hinauf
zum Licht will. Nur drei Städte im Reiche machten beſondere

für Herren und Knahen
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Ausnahmen und unter dieſen drei Städten befindet ſich wieder
um Halle. (Stürmiſche Entrüſtungsrufe.) Gegen dieſes
Syſtem proteſtieren wir heute ſicher nicht das letzte Mal.
Denn die Konflikte werden ſo lange anhalten, ſo lange die
Polizei das Machtinſtrument des heutigen Klaſſenſtaates iſt.

»Jm Grände bedeutet die Polizei das preußiſche Herrſchafts
ſyſtem. Daß ſich aber die Verhältniſſe in Halle derartig zuge-
ſpitzt haben, ſpricht für die hohe politiſche Entwicklung und
den zielklaren Kampf der Arbeiterſchaft. Früher glaubte man,
das Polizeiſhſtem Weydemann ſei begraben; es richtete ſich
aber trotz erheblicher Niederlagen wieder auf. Wie kärglich
waren doch die hier und auch in den Orten des Saalkreiſes
verbotenen Umzüge begründet. Man ſprach ſogar von „Um-
ſturzbewegungen auf der Straße“. (Heiterkeit.) Die Halleſche
Polizei hat ſich ihre Begründung ſehr leicht gemacht. Sie hat
nicht nachgewieſen, daß ſo etwas vorkommt, was ſie angeblich
befürchtet. Jm Gegenteil. Mit der Genehmigung des vor
jährigen Maifeierumzuges, der muſterhaft vor ſich ging, hat ſie
ſich ihre bei dem Verbot in das Feld geführte Waffe ſelbſt
aus der Hand geſchlagen. Das diesjährige Verbot war ein
abſolutes objektives Unrecht. (Stürmiſche Rufe: Sehr richtigl)
Wenn es in den Begründungen hieß, durch den Umzug würden
die Patrioten aufgereizt, ſo zeugt das von einer ſehr ſchlechten
Erziehung dieſer Patrioten durch die Polizei. Mit ſolcher
Erziehung hat die Polizei glänzend Fiasko gemacht. Die
Arbeiterſchaft hat ein Recht auf die Straße. Was die Arbeiter
in Süddeutſchland und „freien Reichsſtädten“ bekommen, das
können ſie auch in Halle verlangen. Bei der Friedenskonferenz
in Baſel marſchierte der Polizeipräſident mit im Zuge. Soll
denn Preußen ewig Rußland bleiben? Die Arbeiterſchaft,
der erwerbende, Werte ſchaffende, beſte Teil des Volkes ſoll
vom gleichen Rechte auf der Straße ausgeſchloſſen werden.
Sogar den Umzug der Kinder hat man verboten und damit
die Herzen der Kinder ſchon politiſch vergiftet. Als er, Redner,
gelegentlich der früheren Polizeiübergriffe einmal geſagt habe,
die Polizei regiere nach Willkür, da habe man ein Verfahren
gegen ihn eingeleitet. Bald darauf ſei das Verfahren aber
eingeſtellt worden, was wohl bedeute, daß er recht gehabt habe.
Das Halleſche Polizeiſyſtem bedrückt die geſamte Arbeiter-
bewegung. Nicht nur gegen die Partei, ſondern gegen die
Gewerkſchaften, die Turner, die Jugend, den Volkspark uſw.
iſt man in ſchärfſter Weiſe vorgegangen. Aber vor einem
Syſtem, das wie im Falle der ungeſetzlichen Ueberwachung der
Mitgliederverſammlungen zuſammenbricht, können wir keinen
Reſpekt haben. (Stürm. Zuſtimmung.) Wir erſtreben ruhige
Fortentwicklung, wir kämpfen für geordnete Demokratie, wir
ſind Feinde jeder Gewalt. Man laſſe uns die wenigen Rechte,
die uns der Klaſſenſtaat einräumt, in Ruhe ausüben, dann
werden wir in friedlicher Weiſe den Kampf führen, der die
Gewaltherrſchaft der Minderheit über die Volksmehrheit be
ſeitigt und Preußen aus einem Staate polizeilicher Untertanen
in einen Stagt freier Staatsbürger verwandelt. Unſer heu-
tiger Proteſt nützt nur etwas, wenn wir die Herzen und Hirne
der Arbeiterklaſſe für ihren Befreiungskampf begeiſtern. Nur
konſequente Machtſtärkung und Machtpolitik der Arbeiterklaſſe
kann das Halleſche Polizeiſyſtem beſeitigen. Jn dieſem Kampfe
wird ſich die Arbeiterklaſſe als der ſtärkere Teil erweiſen.
Ruhig und zäh, aber kraftvoll und entſchloſſen führen wir
W Fobenen Hauptes den Befreiungskampf. (Brauſender

eifall.
Jn der Diskuſſion wies die Genoſſin Sperling unter

Beifall darauf hin, daß die Polizei inſofern ein Teil von der
Kraft ſei, die für uns das Böfe will und doch das Gute ſchafft,
daß ſie mit ihren Taten einen guten, lehrreichen Anſchauungs-
unterricht liefert. Bei der kommenden Landtagswahl müſſe
der Ruf ertönen: „Frauen bei der Arbeit heraus!“ Nach
einem nochmaligen Appell des Verſammlungsleiters, Genoſſen
Frommhold, bei der kommenden Landtagswahl Ab-
rechnung zu halten und bei den künftigen Stadtverord-
netenwahlen an die letzten Polizeitaten zu denken, wurde
die impoſante Verſammlung mit einem dreifachen Hoch auf
das allgemeine geheime und gleiche Wahlrecht geſchloſſen.

Wie auch geſtern wieder die Polizei ihres Amtes zu walten
ſuchte, das zeigte ein Vorgang am Roßplatz. Als ein Trupp
von zirka 300 Arbeitern, die nach dem Volkspark wollten, in
die LudwigWucherer-Straße einbog, ſtürmte ein Poliziſt in
ein Eiſengeſchäft, um zu telephonieren. Als dann an der Ecke
Reil- und Bernburger Straße die Genoſſen die Straße über
ſchritten, kam ein Trupp Schutzleute in vollem Lauf daher ge
eilt, leider etwas zu ſpät, die Verſammlungsteilnehmer hatten
die Richard-Wagner-Straße bereits erreicht, und die ſtaats
retteriſche Tätigkeit der Polizei erübrigte ſich.

e

Die Verſammlung in den Trothaer Ballſälen war nicht be
ſonders gut beſucht. Sie verlief ohne jede Störung. Genoſſe
Bock ſprach über die Taten der Halleſchen Polizei. Genoſſin
Jeetze über: Die Frauen und die Landtagswahlen. Beide
Referate wurden mit lebhafter Zuſtimmung aufgenommen.

Die Verſammlung im Letzten Dreier brachte zunächſt ein
polizeiliches Vorſpiel. Als der Einberufer, Genoſſe Hil de
brandt, gegen 614 Uhr eintrat, war der Saal bereits ab-
geſperrt. Trotz Legitimation wurde auch dem Einberufer der
Zutritt verweigert, obwohl von einer regelrechten Ueberfüllung
gar nicht zu reden war. Aber auch der zur Ueberwachung an
weſende Kommiſſar wies Hildebrandt zurück mit dem Be-
merken, er hätte früher kommen müſſen. Dabei fehlte noch
eine Viertelſtunde an der Zeit, zu welcher die Verſammlung
angemeldet war. Es bedurfte erſt einer telephoniſchen Be
ſchwerde bei der Polizeiverwaltung, um Eintritt in die Ver-
ſammlung zu erhalten. Aehnlich erging es der Referentin,
Genoſſin Kähler. Trotz des ſchlechten Wetters wurde dann
die „abgeſperrte“ Verſammlung einfach in den Garten verlegt.
Kopf an Kopf gedrängt ſtand die den Garten füllende Men
ſchenmenge, den Worten der Referentin lauſchend. Die Ent-
rüſtung über die Dreiklaſſenſchmach in Preußen, welche die
Worte der Rednerin durchglühten, teilte ſich bald der Ver
ſammlung mit, und oft von Beifall unterbrochen, beſprach die
Referentin die Fragen, die den Landtag beſchäftigen. Sie
kritiſierte die Schulverhältniſſe, das Verhalten der Polizei
die Bekämpfung der Arbeiterjugend, der Arbeiterturnvereine,
die Aufſicht bei Durchführung der Arbeiterſchutzgeſetze, das
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Geſindeunrecht, um am Schluſſe die Frauen zur Agitations-
arbeit anzufeuern. Jhre Aufgabe ſei es, ſich zu beteiligen an
der Flugblattverbreitung, insbeſondere der mündlichen Agita
tion, kurz, überall wo ſie die Möglichkeit haben, auf die Land
tagswähler einzuwirken.

Hierauf rechnete Redakteur Genoſſe Kasparek in etwa
34 ſtündiger, ſcharfpointierter, mit beißendem Sarkasmus
durchſetzter Rede mit dem Halleſchen Polizeiſyſtem ab. Redner
rollte das ganze unrühmliche Kapitel Halleſcher Polizei
geſchichte auf und bewies durch treffende Beiſpiele, daß die
Demonſtrationen der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft überall
in aller Ruhe und Ordnung vor ſich gingen, wo die Polizei
behörden ſich gemäß den geſetzlichen Beſtimmungen verhielten.
Es ſei unmöglich, gegenüber den ſchier unglaublichen Polizei
mißgriffen der Empörung rechten Ausdruck zu verleihen, da
wir ja in Preußen lebten. Die Halleſche Arbeiterſchaft ſei
nicht ſo töricht, ſich provozieren zu laſſen, ſie denke natürlich
auch nicht daran, ſich auf die Dauer derartige Bevormundung
gefallen zu laſſen. Sie ſei mit ganz anderen Mächten fertig

geworden und werde auch die Polizeigewalt zu überwinden
verſtehen. Während und am Schluſſe der Rede wurde dem
Referenten lebhafter Beifall gezollt. Es war ſchon ſtockfinſter,
als Genoſſe Hildebrandt die impoſante Verſammlung, nach
der Aufforderung, der Arbeiterpreſſe noch ſtärkeren Einfluß
zu verſchaffen und die folgenden Tage zu einer lebhaften
Agitation für die Landtagswahl zu benutzen, mit einem brau
ſenden Hoch auf die Sozialdemokratie ſchloß.

Aus der Stadtverordnetenverſammlung.
Die Reaktionäre haben trotz des Stadtverordneten und

Magiſtratsbeſchluſſes ihren Kampf gegen die Sonntagsruhe
noch nicht aufgegeben. Geſtern lagen zwei Eingaben vor, die
Sturm gegen das neue Statut blaſen wollten. Die eine Ein-
gabe geht von der Handelskammer aus. Es wird darin
geſagt, daß das Ortsſtatut über die Sonntagsruhe in einen

größeren Kreis von Geſchäftsinhabern große Beunruhigung
hineingetragen habe. Jnsbeſondere befürchteten die Manu-
faktur, Konfektions- und Kleidergeſchäftsinhaber, daß die Ge
ſchäftsſtunden im Sommer zu früh gelegt ſeien. Dadurch

würden dieſe Geſchäfte großen Schaden erleiden. Die Handels-
kammer wünſcht, daß die Geſchäftszeit das ganze Jahr hin-
durch auf die Stunden von 112 bis 242 Uhr mittags gelegt

und einem bezüglichen Nachtrag zum Ortsſtatut die Zuſtim-
mung erteilt wird. Das Statut ſoll die Beſtimmung erhalten,

daß hinter dem Zigarrenhandel das Kleidergewerbe eingefügt
wird. Das gleiche beantragen die Obſt- und Südfrucht-
händler, die auch erklären, daß ſie durch die Verlegung der
Geſchäftsſtunden auf die Vormittagszeit außerordentlich hart
und ſchwer geſchädigt werden würden. Jn den Morgenſtunden

werde wenig gekauft. Das Beerenobſt aber müßte täglich ver-
kauft werden, wenn es nicht untauglich werden ſolle. Die Obſt-
und Südfruchthändler gehörten nicht zu den Lebensmittel-
händlern. Seit zehn Jahren habe ſich der Verbrauch von Obſt
und Südfrüchten um das Zehnfache vermehrt.

Der Vorſteher vertrat demgegenüber den einzig richtigen
Standpunkt, daß Beſchlüſſe der Verſammlung nicht geändert
werden ſollen, wenn nicht neue Tatſachen beigebracht
werden. Weiter wäre zu bedenken, daß der Beſchluß über die
Sonntagsruhe bereits in die Hände des Magiſtrats gelangt iſt.
Damit ſei für die Verſammlung dieſe Angelegenheit eigentlich
erledigt. Es könnten wohl neue Eingaben gemacht werden,

allein erſt müſſe man wiſſen, ob die Aufſichtsbehörde das Orts-
ſtatut genehmigt. Der Vorſteher ſchlug vor, die Eingaben zu
den Akten zu nehmen.

Stadtv. Genoſſe Em mer wies darauf hin, daß dieſe An-
gelegenheit, die ſchon ſieben Jahre die Stadt beſchäſtige, wahr-
haftig gründlich genug beraten worden ſei. Er beantragte
Uebergang zur Tagesordnung. Dieſer Anſicht ſchloſſen ſich
zum Teil in längeren wirkungsvollen Ausführungen die
Stadtvv. Kühme, Brehmer, Pritſchow und Borges
an. Anders die bekannten Reaktionäre, die Stadtvv.
Höſchele, Döhler und Spindler, die mit allerlei wenn
und aber eine neue Beratung forderten.

Bürgermeiſter v. Holly erklärte dann dazu: Der Magi-
ſtrat iſt dem Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung bei-
getreten; er hat das Ortsſtatut akzeptiert und ſofort an den
Bezirksausſchuß zur Genehmigung weiterge-
geben. Wir können jetzt nichts mehr tun; der Magiſtrat
ſieht ſich in dem gegenwärtigen Stadium der Angelegenheit
nicht veranlaßt, noch irgendwie einzugreifen. Die Petenten
mögen ſich an den Bezirksausſchuß direkt wenden.

Trotz dieſer bündigen Erklärungen beantragte der Stadtv.
Föhring, die Petition doch noch auf die Tagesordnung der
nächſten Stadtverordnetenſitzung zu fetzen.

Diefer Antrag wurde mit 22 gegen 21 Stimmen ange
nommen, ſo daß der Tanz um dieſen kleinen Fortſchritt
alſo nochmals losgeht.

Es folgte gleich noch eine Gelegenheit zur ſozialen Ver-
räterei, die natürlich gehörig ausgenutzt wurde: Eine Anzahl
Arbeiter hatten Magiſtrat und Stadtverordnetenverſammlung
um Bergebung von Notſtandsarbeiten erſucht, da die Ar
beits loſigkeit in Halle gegenwärtig ſehr groß ſei. Ueber
1600 Arbeiter ſeien zum Teil monatelang beſchäftigungslos.
Unterſchrieben war die Eingabe von 64 Arbeitern, die an-
ſcheinend nicht organiſiert ſind, da keine freie Gewerkſchaft
etwas mit dieſer Angelegenheit zu tun hat.

Der Vorſteher ſchlug vor, die Petition dem Magiſtrat
als Material zu übergeben, da der doch wiſſen müſſe, welche
Arbeiten eventuell in Frage kämen.

Stadtv. Gen. Oſterburg beantragte, wenn man ſchon
keinen Ausſchuß zur Vorberatung heranziehen wolle, die Peti-
tion dann doch wenigſtens gleich an den Magiſtrat zur Be
rückſichtigung zu übergeben. Andernfalls müſſe ſie zur
Beratung auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung geſtellt
werden.

Stadtv. Schulze trat dem entgegen, da eine ganze Reihe
von großen Bauten ſchon ausgeſchrieben ſeien. Von einer be
ſonderen Arbeitsloſigkeit, die Notſtandsarbeiten nötig mache,
könne keine Rede ſein.

Stadtv. Kühme war der Anſicht, daß es genüge, die Peti-
tion als Material zu überweiſen.

Der Antrag Oſterburgs fand nur die 4 Stimmen unſerer
Genoſſen für ſich, ſo daß alſo die Petition der Arbeitsloſen,
die in dieſem Falle einmal gar nichts von einem roten Geruch
an ſich hatte, dem Magiſtrat nur als Material über-
wieſen wurde. Das iſt das ſchäbigſte Begräbnis, das die par-
lamentariſche Verhandlung kennt. Und das hält man für
Arbeiterwünſche ſo brennender Art gerade für gut genug in
der Halleſchen Stadtverordnetenverſammlung.

Es folgte die Beratung e. nes Millionenprojektes, der Her
ſtellung der Kläranlage am Tafelwerder. Zunächſt
wurden nur einige techniſche Bedenken beſprochen, ſachlich je
doch keine Einwendungen gemacht.

Stadtv. Genoſſe Emmer ſtellte dann aber bei dieſer Ge
legenheit feſt, daß die Stadtverwaltung eine ganze Anzahl

großer Bauarbeiten, die ſchon bewilligt ſind, zurückhalte

n

im Jntereſſe der Unternehmer, die eine bevor
ſtehende Ausſperrung oder einen Streik der Bauarbeiter
fürchten. Dieſe Befürchtung ſei jetzt vorbei und er erſuche
dringend darum, die Arbeiten jetzt ſchleunigſt alle in Angriff
zu nehmen, um ein Umſichgreifen der Arbeitsloſigkeit zu ver
hindern.

Stadtbaurat Lammers und Stadtv. Höſchele beſtritten,
daß Arbeiten zurückgehalten ſeien. Alles ſei ſofort ausge
ſchrieben, zurückgehalten habe ſich nur die private Bautätigkeit.

Stadtv. Genoſſe Emmer blieb bei ſeiner Feſtſtellung, die
namentlich das Hochbauamt beträfe, worüber man auch mit
Einzelangaben dienen könne. Er erſuchte mochmals, nunmehr
die Bauarbeiten der Stadt zu beſchleunigen. Stadtv. Döhler
fragte bei der Gelegenheit noch an, wann denn eigentlich der
Kanal, an dem nun ſchon einige Jahre gebaut werde, fertig ſei.

Stadtbaurat Lammers antwortete, daß voxrausſichtlich
Ende nächſten Jahres die ganze Anlage fertig
geſtellt ſein Kerde.

Das Millionen Projekt wurde dann ohne Aenderung ge
nehmigt.

Die Bewilligung von 60 000 Mk. für den Bau eines Kranken-
und Pflegeheimes, genannt Kaiſer Wilhelm Gedächtnis-
Stiftung, ging natürlich glatt vonſtatten, dafür ſind die Stadt
väter ja „Patrioten“.

Dafür wurden dann die Petitionen der Magiſtratsaſſiſtenten
und Bureaugehilfen um Gehaltserhöhung durch Uebergang zur
Tagesordnung erledigt, nachdem der Oberbürgermeiſter erklärt
hatte, daß der Magiſtrat nicht gegen die Gehaltserhöhung ſei,
dann aber gleich alle Gehälter regulieren wolle. Aus Angſt
davor lehnten die Spießer jetzt gleich jede Forderung rund-
weg ab.

Eine kleine Debatte über ſoziale Forderungen gab es dann
noch bei der Beratung der Petition Deutſchen Transport-
arbeiter-Verbandes, Ortsverwaltung Halle, an der
Straße Am Güterbahnhof einen Unterkunftsraum, ähnlich
einer Kaffeehalle, für die dort arbeitſuchenden Männer und
Frauen zu ſchaffen. Vom Petitionsausſchuß war Ueber-
weiſung der Petition an den Magiſtrat zur Berückſichti-
gung empfohlen.

Stadtv. Beige begründete als Referent des Ausſchuſſes
eingehend die Notwendigkeit der Halle. Namentlich den
ordentlichen Arbeitern, die ſich dort des Broterwerbs
wegen aufhalten, würde damit geholfen ſein.

Stadtv. Probſt, auch ſo einer von den „Fortſchrittlern“,
der nie fehlen darf, wo es irgendeine Reaktionsheldentat zu
vollbringen gilt, wandte ſich gegen die Errichtung des Unter-
kunftsraums. Er erzählte, er hätte in der Gegend Grundſtücke
und erlebe immer wieder, daß ihm das ſich dort herumdrückende
Geſindel alles mögliche ruiniere. Für die Geſellſchaft könne
er nichts bewilligen!!

Stadtv. Meyer, der ſich ſonſt nicht gerade durch ſoziales
Empfinden auszeichnet, hielt dieſe Attacke eines Jntereſſenten
aber denn doch für zu ſchroff. Er erwiderte, daß gerade durch
die Schaffung des Unterkunftsraums ſich beſſere Elemente ein
finden würden und daß vor allem die Polizei eine viel beſſere
Kontrolle ausüben könnte.

Stadtv. Oſterburg betonte, daß in einer ganzen Anzahl
von Städten ähnliche Unterkunftshallen für Hafen und Bahn
arbeiter exiſtieren. Dieſe Hallen ſeien eine dringende Not
wendigkeit. Die Gelegenheitsarbeiter würden jetzt von der
Ecke ſehr oft durch die Polizei fortgewieſen, weil ſie angeblich
eine Verkehrsſtörung bildeten. Hätten ſie eine Halle, ſo wäre
die Arbeitsvermittlung viel leichter und es wäre für Ordnung
an der Ecke geſorgt.

Die Ueberweiſung der Petition an den Magiſtrat zur Be-
rückſichtigung wurde dann mit einer kleinen Mehrheit
beſchloſſen. Aber ſelbſt dieſer kleine ſoziale Erfolg konnte den
Rückſchrittlern nur durch mühevolles Bearbeiten des Aus-
ſchuſſes und der Stadtverordnetenmehrheit dur ch unſere
Genoſſen abgerungen werden

Ohne Debatte erledigte man noch folgende Vorlagen: Der
vom Magiſtrat überreichte Entwurf zu dem mit den Erben des
verſtorbenen Steuerinſpektors Cremer verabredeten Vertrage
betr. den Ausbau der projektierten Straße B, Strecke c
in der Nähe des Schluchtengeländes in Halle-
Kröllwitz, wurde genehmigt. ie Straßenſtrecke ſoll als
Unternehmerſtraße ausgebaut werden. Bei Beſprechung der
Fluchtlinienänderung für den RanniſchenKlat hat die Stadtverordnetenverſammlung dem Magiſtrat
die Zurückrückung der Baufluchtlinie für das Grundſtück Ecke
Beeſener und Wörmlitzer Straße bis in die jetzige Gebäude-
flucht zur Erwägung anheimgegeben. Jetzt erſucht daher der
Magiſtrat die Stadtverordnetenverſammlung, ſich mit Feſt-
ſetzung der neuen Fluchtlinie unter Abänderung der entgegen
ſtehenden früheren Beſchlüſſe einverſtanden zu erklären, was
debattelos geſchah.

Der noch fehlende Teil des Hauptſammelkanals
zwiſchen Burgbrücke und Jentzſchſtraße ſoll nach
dem Entwurf durch die Straße Neuwerk geführt werden. Die
Arbeiten können auf der ſüdlichen Strecke noch nicht zur Aus
führung gelangen, da die Eigentumsverhältniſſe des hier zur
Straße entfallenden Landes noch nicht vollſtändig geregeltſind. Dem Anlieger der nördlichen Strecke, Bankier Steg-
ner, war vertraglich zugeſichert worden, mit der Herſtellung
der Straße Neuwerk auf der Front ſeiner Grundſtücke keines-
falls vor dem 1. April 1917 zu beginnen. Er hat aber trotzdem
jetzt ſchon das erforderliche Gelände zur Verfügung geſtellt,
jedoch den Wunſch geäußert, die erforderlichen Arbeiten ſo zu
fördern, daß ſie noch in dieſem Jahre fertiggeſtellt
werden. Die Ausführung kommt jetzt gerade gelegen, weil der
gewonnene Voden zur Aufhöhung der Giebichenſteiner Straße
Verwendung finden kann. Mehrkoſten entſtehen durch die Her-
ſtellung der verhältnismäßig kurzen KHanalſtrecke nicht, da der
Unternehmer, der den anſchließenden Teil des Hauptſammlers
zwiſchen Jentſchſtraße und Ochſenbrücke ausführt, bereit iſt,
zu den für letztere Arbeiten geltenden Einheitspreiſen auch den
Bau der neuen Strecke zu übernehmen. Dieſe ſoll hauptſächlich
im Tunnelbau hergeſtellt werden, da, wie die Berechnung B
(Bl. 11 ff. des vorgelegten Koſtenanſchlages) ergibt, die Koſten
bei offener Baugrube erheblich höher ſein würden. Gleich-
zeitig mit dem Bau des Hauptſammlers ſoll auch der zur Ent
wäſſerung der T und der angrenzenden Grundſtücke
nötige Tonrohrkanal ausgeführt werden. Jn Uebereinſtim-
mung mit Stadtbaudeputation und Magiſtrat beſchloß die
Stadtverordnetenverſammlung die erforderlichen Mittel in
Höhe von 70000 Mk. aus der Kanalbauanleihe zu bewilligen.

Der Bankier le t hat ſich bereit erklärt, die
von ſeinem Grundſtück Alte Promenade 26 fluchtlinienplan-
mäßig zur Straße entfallenden ca. 2 Quadratmeter Land
gegen eine Entſchädigung von 200 Mk. pro Quadratmeter an
die Stadtgemeinde zu überlaſſen. Der Magiſtrat hat be
ſchloſſen, ſich hiermit einverſtanden zu erklären. Die Stadt
verordnetenverſammlung ſtimmte dem zu. Die Verſiche-
rung der ſtädtiſchen Kaſſen gegen Diebſtahl
läuft am 5. Mai 1918 ab. Es wurde nun beſchloſſen, ein
Angebot der Stuttgarter Mit- und Rückverſicherungs-Aktien-
Geſellſchaft anzunehmen. Danach ſol'en nicht nur die ſtädti-
ſchen Kaſſen gegen Einbruchsdiebſtahl ſondern auch 80 Steuer
erheber und ein Kaſſenbote der Steuerkaſſe, ein Gebühren-
erheber des Elektrizitätswerkes, ein Kaſſenbote der Straßen-
bahn und 10 Gebührenerheber der Gas und Waſſerwerke
gegen Beraubung auf z Jahre verſichert werden. Die Prämi

ſtellt ſich bei Vorauszahlung für die ganze Verſicherungsdauer
unter Bewilligung von 10 Proz. Rabatt und Gewährung eines
Freijahres auf 2400 Mk.

Zu einer Petition) des Gaſtwirts Otto Blank hier, Lands
berger Straße 10, um Erlaß von Luſtbarkeitsſteuer, war vom
Petitionsausſchuß Uebergang zur Tagesordnung und hinſicht-
lich einer Petition der Frau Minna Ruſtenbach um Belaſſung
ihrer Selter-Verkaufsbude Ecke Merſeburger Chauſſee und
Dre rſtre e Ueberweiſung als Material empfohlen worden.

ie Stadtverordneten beſchloſſen in beiden Fällen nach den
Vorſchlägen des Ausſchuſſes.

„Jn der geſchloſſenen Sitzung machte der Ober
bürgermeiſter die Mitteilung, daß zu dem am 16. Mai ſtattfin-
denden Gynäkologenkongreß 300—400 Teilnehmer bereits ange
meldet ſeien. Jnfolge dieſer ſtarken Frequenz ſei es nicht an
gängig, daß alle Mitglieder der ſtädtiſchen Behörden an dem
zu Ehren der Gäſte ſtattfindenden Bierabend teilnehmen
könnten, er ſchlage infolgedeſſen vor, daß nur vier Magiſtrats
mitglieder die beiden Bürgermeiſter und zwei Stadträte
und neun Stadtverordnete das Bureau und fünf weitere
Mitglieder ſich an der Feierlichkeit beteiligen mögen. Das
Kollegium gab durch beifälliges Gemurmel zu der oberbürger-
meiſterlichen Botſchaft ſeine Zuſtimmung. Hierauf wählte die
Verſammlung zum Direktor des ſtädtiſchen Elektrizitätswerks
den Oberingenieur Pauſen aus Mannheim, der bisher
Leiter eines gleichen Werkes in Mannheim war. Auf Grund
der am 1. Mai in Kraft getretenen neuen Armen- und Waiſen
ordnung wurden die Herren Stadtverordneten Grecke,
Kühme und Pfautſch auf eine Amtsdauer von drei Jahren
zu Mitgliedern der Armendirektion gewählt. Zu weiteren
Mitgliedern der Armenverwaltung, aber nur auf die Dauer
von einem Jahre, wurden noch folgende zwölf Bürger gewählt:
Gymnaſialprofeſſor Dr. phil. Bangert, Rentner Artur Latter-
mann ſen., Rentner Karl Marhold, Friedhofsinſpektor a. D.
Hermann Miehlich, Möbelfabrikant Franz Reuter ſen. Kauf-
mann Hermann Weſchke, Mittelſchullehrer Friedrich, Bau
techniker Möbius, Buchhändler Puppendick, Böttchermeiſter
Schwarz, Kaufmann Wähmer und Kaufmann Walter. So-
dann nahm das Kollegium eine Ergänzung des Armenpfleger-
perſonals vor; es wurden gewählt: Lackierermeiſter Julius
Hennicke, Ankerſtraße 7, zum Armenpfleger im 6. Bezirk;
im 9. Bezirk Kaufmann A. Heine zum Stellvertreter des
Bezirksvorſtehers und der Glaſermeiſter Ernſt Trabert,
Albert-Schmidt-Straße 10, zum Armenpfleger; im 24. Bezirk
der Uhrmacher Hermann Wagner, Reilſtraße 4, zum Armen-
pfleger; im 19. Bezirk der Fabrikant runo Hanke,
Albrechtſtraße 19, und der Druckereibeſitzer Ewald Schellen-
beck, Harz 27, zu Armenpflegern; im 28. Bezirk der Molkerei-
beſißer Otto John, Gr. Goſenſtraße 17, zum Armenpfleger;
im 28. Bezirk der Kaufmann Albert Lehmann, Lauch-
ſtädter Straße 13, zum Armenpfleger und im 33. Bezirk der
Rechnungsrat Waldemar Burkhart, Beeſener Straße 10,
zum Armenpfleger. Jm ferneren gab die Verſammlung ihre
Zuſtimmung zur Annahme von Kapitalien in Höhe von 400
Martk, 3900 Wek., 1000 Mk. und nochmals 400 Mk. gegen Ueber-
nahme der Verpflichtung, auf dem Südfriedhofe, Stadtgottes-
acker, Nordfriedhofe und Giebichenſteiner Friedhofe belegene
Erbbegräbnisſtellen auf eine Reihe von Jahren gärtneriſch zu
pflegen und im baulichen Zuſtande zu erhalten. Penſioniert
wurden die Poliziſten Paul Grube und Ernſt Kinzel.Erſterer erhält eine jährliche Penſion von 1680 Mk. und lIetz
terer eine ſolche von 1227 Mk. Anſtellung erhielten der Poli
ziſt Ewald Krug, der Gebührenerheber Hermann Holtſch
und der Gefangenenhilfsaufſeher Andreas Gram s. Zum
Schiedsmann reſp. Stellvertreter wurden neu reſp. wieder
gewählt: die Herren Gaſtwirt Georg Herion, Parade
platz 1, für den 1. Bezirk, Kaufmann Paul Mertens, Glau
chaer Straße 10, für den 5. Bezirk, Kaufmann Louis Heiſe,
Brüderſtreße 4, für den 20. Bezirk, und Rentner Auguſt
Schmi Gr. Ulrichſtraße 12, für den 22. Bezirk. Ueber
die An räge des Herrn Bureaugehilfen Bruno Waitkatis
um Anſtellung und des Poliziſten a. D. Rathje um Er-
pung der Penſion ging die Verſammlung zur Tagesordnung
über.

Zum Schluß beſchäftigte ſich das Kollegium mit einem An
trag des Stadtverordneten Kallmeyer, der folgenden
Wortlaut hat:

Die Stadtverordneten Verſammlung wolle in eine Er-
örterung eintreten über die Beteiligung der Stadtverord
neten an öffentlichen Veranſtaltungen zufolge ergangener
Einladungen oder Aufforderungen.

Die Veranlaſſung zu dieſem Antrag bildet die im März
von ſeiten der hieſigen Garniſon veranſtaltete Jahrhundert-
feier mit Parade auf dem Roßplatze. Zur Begründung ſeines
Antrages ſchildert Herr Kallmeyer in bewegten Worten ſeine
Erlebniſſe gelegentlich der Parade auf dem Roßplatze. Er ſei
einer Aufforderung der Militärbehörde an die ſtädtiſchen Be
hörden um Beiwohnung der militäriſchen Ehrung der Hundert-
jahrfeier nachgekommen, habe aber zu ſeinem Erſtaunen wahr
nehmen müſſen, daß er abſolut keine Beachtung gefunden habe.
Erſtens ſei er nicht durch die Poſtenkette gelaſſen worden,
zweitens habe er man denke nur hinter dem Strick
ſtehen müſſen, zwiſchen dem ſonſtigen Zuſchauerpublikum und
Ziviliſtenpack und drittens ſei ihm bei Anbringung einer Be
chwerde bei einem Unteroffizier nur ein Achſelzucken zuteil

geworden und zum Schluß wurde er an einen Poliziſten ver
wieſen. Aehnliche Beobachtungen und Erfahrungen wurden
von mehreren anderen Stadtverordneten, vor Erregung
zitternd, zur Kenntnis gebracht. Es liefen dann aus dey Mitte
der Verſammlung Anträge ein, die verlangten, d an die
Militärbehörde in konzilianter aber beſtimmter eiſe ein
Schreiben abgeſchickt werde, in dem auf die ungehörige Behand-
lung eingeladener Zivilbehörden hingewieſen und das Militär
erſucht werden ſoll, in Zukunft ſpeziell bei den im Juni
bevorſtehenden Regierungs-Jubiläumsfeierlichkeiten die ein-
geladenen Zivilbehörden höflicher und mit mehr Schick und
Achtung zu behandeln. Oberbürgermeiſter Rive bat die Ver
ſammlung, von ſolchen Anträgen Abſtand zu nehmen, er ver-
pflichte ſich vielmehr, mit dem GarniſonAelteſten die Ange-
legenheit zu beſprechen, um dadurch zu erreichen, daß ähnliche
Vorkommniſſe nicht wieder paſſieren. Jm übrigen müſſe auch
er ſeine Unzufriedenheit über die Behandlung der Zivilbehör-
den ſeitens des Militärs betonen. Während der Diskuſſion
wurden natürlich verſchiedene, teils hier nicht wieder zu
gebende Zwiſchenrufe laut, ſo rief u. a. jemand, man möge
künftig den Zylinderhut mit dem zweierlei Tuch vertauſchen,dann hätte man ſicherlich frei e Paſſage

Nachdem ſo die Herren bürgerlichen Stadtverordneten ihren
Unmut teils in kräftigen Worten, teils im zyniſchen Gelächter
W m Mann aebracht hatten, wurde 348 Uhr die Sitzung ge

oſſen.

Volksvorſtellung im Stadttheater. Die letzte Volksvorſtellung
während dieſer Spielzeit findet nächſten Sonntag (1. Pfingſtfeier
tag) nachmiktag ſtatt. Zur Darſtellung kommt Emilia Ga-
lotti, ein Meiſterwerk Leſſings, das bei ſeiner Aufführung vor
wenigen Tagen einen tiefen Eindruck hervorrief und in der Preſſe
(ſiehe auch das geſtrige Volksblatt) eine ſehr lobende Beſprechung
fand. Billetts zum Preiſe von 35 bis 65 Pf. ſind noch gegen
Vorzeigung des Mitgliedsbuchs einer Gewerkſchaft bis Mittwoch
abend im Arbeiterſekretariat, Harz 42-43, zu haben.

Eine aufregende Szene, bei der ein Polizeibeamter den
Grund zu entſetzten Ausrufen des Publikums gab, ſpielte ſich
geſtern in der Bahnhofshalle ab. Auf eine Gruppe polniſcher
Familien ſchritten plötzlich zwei Landwirte und einige S
leute los. Die Polen waren ausgerückt und ſollten an ihre
Arbeitsſtellen zurjick, wogegen ſie proteſtierten. Dann wurden
ſie aufgefordert, zur Wache zu kommen. Als ſie nicht
ergriff ein Schutzmann einen Polen, um ihn mit Gewalt ab
zuführen. Sofort hängten ſich einige Frauen an den Arre
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ſtanten und hielten ihn feſt. Der Schumann 430 darauf z er vburch Zeugen beweiſen könne, daß er unſchuldig an dem
blank, und es ſchien, als ob er suſchlagen wollte. Das ent Unfall ſei. Vas Kind wäre ihm in den Wagen gelaufen.
ſegte Publikum rief immer wieder: Mat mit dem Säbel Unangenehme Ueberraſchung. Jm Laufe des a enauen, nicht ſchlagen, Säbel fort! Der mann drehte Nachmittags wurde einer wir aus re verſ i
den Säbel um, und ſchlug nun der Frau, die den Mann am eweſenen Wohnung ein Geldbetrag geſtohlen. Der noch inter hielt, wiederholt heftig mit dem Säbelknauf auf die ſrater Stunde auf die Spur geſe ieſige Lehge und Alli
Hände und Arme, ſo daß die Aermſte r et ſchreien verbellte dreimal eine in demſe baufe wohnende Frau,
begann, was in den Bahnhofsräumen ſchrecklich wiederhallte. Bei der vorgenommenen de eng e wurde zwar nicht der
Das Publikum geriet in die e Pit Erregung, die ſich in hef- Geldbetrag, dagegen erhebliche Men zu 3 arren und Ziga
s Schimpfworten Ken ie beiden Landwirte und den retten gefunden, die die Frau, wie ſie ſchließlich eingeſtand,utzmann kundtat. das ruhigere aber beſtimmte Ein ſeit dem Monat Januar einem ca Zigarrenfabrikanten,
greifen einiger Bahnbeamter und anderer Poliziſten machten bei dem ſie als Aufwärterin tätig entwendet hat. Die
der Szene ein Ende. Frau wurde in Haft genommen.Ein Kind totgefahren. Zu der geſtrigen Notiz unter Feuer. Zur u Ladenbrandes wurde geſtern
dieſer Spißmarke teilt uns der Chauffeur Hartung mit, daß abend die Feuerwehr nach Steinweg 4647 gerufen.

rrtrr r und Umgegend. Für die Mitglieder des So
h ratiſchen Vereins des Bezirks, um

a

den 7. abends 8 Uhr, im Talſchlößchen zu.See be e z StS Ammendor e leichen Abend beiHackemeſſer Sna Ein recht er e iſt nötig.
Weiteres Lokales in der 2. Beilage.)

ze Altbewahnte Nahruno *465

für der d We

T besker
Aunſpang S. Uhr

„Der tapfere Soldat“.Zlatzheim Im weissen Rüssel“.

r Hlerav r 7 STageskasse von 10 I und 4 6 kate in den neuesten Formen u.

Schönere Herren
Anzüge

ſnden Sie nirgends. Zam Verkauf kommen nur eretklaseige Fabri-

Apolt Deal
Täglich abends 8:

tolle
Mimi“.Farben in bester Ausführung

R Burlesker Schwank i. 3 Akten
von E. Bastien u. E. Ritterfeld.

v Lachſturm
Soerie IV

t zDas Mehwſchenſchluchthan.
Als Ersatz für feine

auf Lachſturm! e
Mass- Anfertigung

Bilder vom lommenden Krieg!

Preis 1.00 Mk. Porto: Druckſache 70 Pfg.
Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung, Halle a. S., Harz 42/43.
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Chice Anzügefür junge meus

Großetadtgeschmack

M. 1050 bis 3200
Bekanntmachung.

1. Jn der Zeit vom 16. bis 30. April 1913 ſind nachſtehende
Gegenſtände als gefunden hier abgegeben und angemeldet
worden: 3 Geldtäſchchen mit Jnhalt, 1 Korallenhalskette,
1 gelber Trauring, 1 Hundeleine, 6 Schlüſſel an einem Ringe,

üngi

R Knaben- Anzüge sohr viris.
a e

Serie VII Serie 33
3

M. Gewerkschaften
und Vereinen

Sowie den Henen Gartwirren

empfiehlt ſich Unterzeichnete zu
den bevorſtehenden

Sommerfestenu. Wasserfahrten

zweireihige, moderne Formen,
bewährte Stoffe

M. 750 vis 2100

W e e1 gold. Kettenarmband, 1 gold. Damenuhr, 1 Double-Klemmer,
1 Bibel, 1 ſchwarze Handtaſche (enth. Taſchentuch und Kleinig-
keiten), 12 Taſchenmeſſer, 1 vergold. längl. Broſche, 2 eiſerne
Dachfenſter, 1 Taſchenmerkbuch mit 1 Gepäckhinterlegungs-
Schein.

2. Jn derſelben Zeit wurden als verloren hier angemeldet:
1 zweireihige Korallenhalskette, 1 vergold. Vroſche (Stern mit
Reif), 1 gold. Damenuhr ohne Kette, 1 ſilb. Anhängſel mit

C

C

Cutaway: ML 79 50 M. 244.

Umschiag M. 350

VNeuheit der Saison 1913:
Grau Marengo- Jackett und Weste aueh in

z dazu gehörende e Hose mit u. ohne
850 1250 18.00

zur Lieferung von

Stocklaternen, Ulchten
und Stähchen.

Bei frühzeitigen Beſtellungen
kann jeder Wunſch betr. Farbe
und Form berückſichtigt werden.

rer

00 M. 28.50 M. 32 00

roten Steinen und Schmelzperlen, 1 Freifahrtrarte für die
ſtädtiſche Straßenbahn, 1 weiße Straußenfeder, 1 gold. ſchmale
Broſche mit einem weißen und zwei roten Steinen, 1 ſchwarz-
lederne Handtaſche (enth. 1 Geldtäſchchen mit ungefähr 2 Mk.,
1 Taſchentuch und 1 Fahrſcheinheft), 1 Reißzeug, 1 grüne Hand-
taſche nebſt Geldtäſchchen mit ungefähr 11 Mk., 1 ſilb. Uhr mitgold. Kette, 1 Brillant, 1 gold. Broſche mit Bild (Mädchen),
1 Damenſtrohhut, 1 ſchwarzled. Geldtäſchchen mit 23 Mk. 1 ſilb.
Armbuand mit Uhr, 1 weiße Kinderwagendecke, 1 ſilb. Halskette
mit 3 gelben Steinen, 1 rotled. Geldtäſchchen mit ungefähr
4 Mk. und Pfandmarken, 1 grünled. Geldtäſchchen mit 11,10
Mark und 1 Kalender, 1 grünes Perlenhandtäſchchen (enthal-

580 36 Grosse nahe der

u u F 17 W 00Als Mitglied ves Rabatt Sper- Ferel- W S Prozent in Rahatt- Marken

Julius Hammersehlag,
Bei Entnahme von einem Gros

iſt das Aufdrucken v. Namen
und Titeln gratis.
Volksbuchhandlung

Harz 42/48.

len warne tdetatn
meinem Manne Was h borgeda ich keine a leiſte. Ag

Frau Frie mmendorf.

Alten Promenade.

en St mit ſchehen 1 g e e 1 re g ſ m 7 i jtrumpf), 1 Perlenhandtäſ n (enth. 1 Geldtäſchchen mit 4,05
Mark und 2 Schlüſſel), 1 gelbes Marktnetz, 1 dünne goldene e männe F Stadt Tſeater

Uhrkette, 1 vergold. Uhrkettenanhängſel, 2 brauner Zopf, 1 gol- u verkaufendener Ring mit Brillant, 1 gold. Ghederarmvand mit 3 roten 1 guterhaltener haibverdechter 921 in Halle

Steinen, 1 ſchwarzlederne Handtaſche (enth. 1 Ring und zwei Kutſchwagen, 1 faſt neuer Voll 7Taſchentücher gez. C. M.), 1 braunled. Geldtäſchchen mit un wagen (35 Zir.), 1 kl. Zerbſter Direktion: Geh. Hofrat R. Riedarde.
gefähr 16 Mk., 1 mattgold. längliche Nadel (gez. 20. 3. 10.), Wagen, 1 Paar gute engliſche Mittwoch den 7. Mai 1913 Garantiert reine

ſegte Dre a dere l c

mit hellgrauem Seidenfutter, 1 gehaäte

R 1 braunled. Geldtäſchchen mit 1 Fünfmarkſchein, kleineren

r Geldtäſ

2 Lehr und 2 Arbeitszeugniſſe auf den Namen Twyer, 1 ſchw. Sutſchg Fr. 1 kleines Ar
Straußenfeder, 1 grünſeid. Schal, 1 Fahrradmantel, 1 kleiner
ſchwarzbrauner Hund (Steuermarke 2671), 1 grauer Seiden-beutel mit 1 ſchwarz. nen und Federn, 1 Krawattennadel

(weiße Perle), 1 gold. Broſche (zwei gekreuzte Peitſchen) 1 Päck-
chen Bluſenſtoff, 1 Kofferwagen, 1 Jacke, 1 Damenjackett

tes gelbgraues Umſchlag-

u. 1 Mitgliedskarte vom Fpitro e 1 Zehn-1 grüne Handtaſche (enth. 1 Brille. 1 Schlüſſe und
mit ungefähr 50 Pf.), 1 vergold. Broſche (Kleeblatt mit idrnabild), 2 Hundeſteuermarken Nr. 349, 1 grün.

Sammetgürtel mit altſilb. Schloß, 1 gold. Armband mit 6 roten

Steinen und fette ehnmarkftück, 1 Double-Klem-
mer mit Wildledertaſche, Damenuhr (Nr. 2 299 698),1 braunled. Handtaſche Inhalt 1 Geldtäſchchen mit ungefähr

12 Mk. und 1 1 Päckchen Wäſche, 1 Zehnmark-
ſchein, 1 Kinderſtrohhut, 1 Reitpeitſche mit ſilb. Griff, 1 Päck-
chen mit 1 ſchwarzen Bluſe und 2 e (gez. C. E.),1 Stickereikiſſen und 5 Kinderlätzchen, 1 ſilb. Kettenarmband
mit rundem Anhängſel.
Gr unbekannten Eigentümer der unter Nr. 1 bezeichneten

enſtände werden hiermit aufgefordert, ihre Rechte innert ſechs Monaten im Polizeiderwaltungs-Bureau, Drehy-
6, II, Zimmer 98, geltend zu machen.Die nicht zurückgeforderten Gegenſtände werden an die

Armenverwaltung oder an den Finder abgegeben.

beitsgeſOtto rer Triftſtraße 7.
Telefon 5257.

Mittwoch
Sehla echte fſest.
Marie Bötteheoer.,
Zu C. WilKe,riftſtraße 2. 42

Mittwoch:
z Schlachtefest.D R. Zachmann,

57 Ta ſtraße 20.

D o
Die preussiscken

Landtags Wahlen.
Ein Führer durch das Drei-

laſſen Wahlrecht.
Vom Landtags AbgeordnetenRober Leinert

Preis 30 Pf. Preis 30 Pf.
Zu veziehen durch die

Volkesbuchhandliung,
Halle (S.), Harz 42/43.

Abends 8,5 Uhr:
225. Abonnem. -Vorſt. 1 Viertel.
Benefſiz für Regiſſeur

Georg Thiess.
Mein Leopold.

Volksſtück mit Geſa n und Tanz
in 4 Akten von Arronge.

Jm 3. Akt. Kabarett.
Kaſſenöffn. 7 r Anf. 8,5 Uhr.

Ende 10 Uhr.
Donnerstag den 8. Mai 1913

Anfang 8.5 Uhr
224. Abonnem. Vorſt. 4. Viertel.

Kusarenſieber.
Luſtſpiel in 4 Akten

von Guſtav Kadelburg
und Richard Skowronnek.

Den verehrl. Abonnenten des 4.
und 1. Viertels zur 9 enntnisnahme, daß ſich am ittwoch und
Donnerstag ein Umtauſch als not
wendig erweiſt. Am Mittwoch
findet die 225. Vorstellung

Butter
alle (Saale), den 2. Mai 1913. 1. Viertel) ſtatt Do ratx 8 Die Polizeiverwaltung. O DOo O hü ie 222. Vierteh. ws

7 r re n rengst estegs r ein und bittenZum vevor stehenden Pempfehlen wir unsere grosso Auswahl in farbigen Herren-, in

bei ointretendem Bedarf um den Besuch unseres Lagers.

braune (hevreau und Bencah Hener-S Hefe 12 50 )ie Mode von heute

Chenrean lanne 10 Damen promenaden- Lack halbsehunegenäht, hochelegante Ausführung e

genäht, hochfeine Ausſfübrung, chleo Fassons mit farbigen Einsätzen.
tr moderhraune Damenstefel Schrür-, Anopt- I. Seltenschnär- Schuhe re

N. 950 Mx. [050dauerhaft und elegant e Ax.Praune Damen Promenaden -Halb:chune 35 Braune Kindor- Stiefel
in hocheleganter Ausführung, neueſte Formen in allen Ausführungen und Preislagen,

Figene Fabrik Niederlage der Calauer Sehuhwarenfabrik Rob. Schlesier.

o Pfund nur

120 pf.
F. H. Krauge.

Grosse Vlrichetrasse 44. Roſistrasse 113,
Leoiprigerstrasse 24. Landsbergerstrasgo 8.
Alter Harkt 18. Jakobstrasse 38.
Grosse Steinstrasse 89, Rorseburgerstrasse 159,

M.

Fittertelder 3cuhwarenban Bitter felci Burgstrasse 48

h a a a

n

Thomasiusstrasse 40, Grosso KIausstrasso 19.
Steinweg 17. Goethestrasse 27.
Bernhburgerstrasse 16, Alter Xarkt 18 b.
Bargetrasse Wörmlitzerstrasse 108,
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2. Beilage zum Volksblatt.
Halle (Saale), Mietwoch den 7. Mai ſ915

T 8

Nr. 105

Verbandstag der Fleiſcher.
Am 27. April begann im Dresd ner Volkshauſe der Zen-

tralverband der Fleiſcher und verwandten
Berufsgenoſſen Deutſchlands ſeine Tagung. Die
Verhandlungen wurden bis Mittwoch abend zu Ende geführt.

Der Verbandstag war von 33 Delegierten, 2 Vorſtandsmit-
gliedern, 9 Gauleitern, einem Vertreter des Ausſchuſſes, ſowie
von den Bruderorganiſationen des Auslandes aus Dänemark,
Oeſterreich und Ungarn beſchickt. Bevor in die eigentlichen
Verhandlungen eingetreten wurde, gelangte eine vom Vor-
ſitzenden Henſel- Berlin begründete Reſolution gegen die
Viehnot und Fleiſchteuerung zur Annahme. Die Be
gründung gipfelte darin, daß

1. infolge der Fleiſchteuerung die Fleiſchermeiſter und Wurſt
fabrikanten ihre Betriebe ungeheuex einſchränken;

2. taufende ſender meter ihre ſelbſtändige Exiſtenz auf-
geben müſſen

3. um an den Löhnen zu ſparen, die Lehrlingszüchterei noch
weiter ausgedehnt wird;

4. die Gelegenheit, ſich eine ſelbſtändige Exiſtenz zu ſchaffen,
ausſichtsloſer iſt als bisher.
Die Aenderung dieſer Zuſtände erblickt der Verbandstag

auf Lebensmittel, insbe
dorin, daß

die Aufhebung der Einfuhrzölleſondere auf Vieh und Fleiſch

die Oeffnung der Grenzen für die Einfuhr von Vieh unter
Aufrechterhaltung unerläßlicher Sicherheitsmaßnahmen
gegen die Einſchleppung von Seuchen,

die Aufhebung der ehedie Beſeitigung der Einfuhrſcheine,
und vor allem
die Oeffnung der Grenzen für die Einfuhr von friſchem und

zubereitetem Fleiſch
beſchloſſen wird.

Der gedruckte Geſchäftsbericht, aus dem wir bereits das
Weſentliche im Vorberichte brachten, wurde von Henſel-
Berlin ergänzt.

Zur Frage der Gründung von Produktiv-ſchlächtereien, über die mit der Zahlſtelle Hamburg Un-
ſtimmigkeiten entſtanden ſ verweiſt Redner auf den Be
ſchluß des letzten Gewerkſchaftskongreſſes, wonach die Errich-
tung von Produktivgenoſſenſchaften vornehmlich Aufgabe der
Konſumgenoſſenſchaften ſein muß.

Grenzſtreitigkeiten ſind mit den Verbänden der
Bau, Fabrikarbeiter und Handlungsgehilfen entſtanden. Jn
Leipzig hat es ſich um die Verkäuferinnen des Konſumvereins,
die in den Fleiſchereigeſchäften tätig ſind, gehandelt. Der
Handlungsgehilfenverband hat den Fleiſcherverband nicht als
Tarifkontrahent betrachtet, doch iſt die Sache in einer Sitzung
unter Teilnahme der Generalkommiſſion geſchlichtet.

Zum Kaſſenbericht ſprach Krauſe. Wir berichteten
auch im Vorbericht bereits über Einnahmen und Ausgaben.
Krauſe rühmte die Opferwilligkeit der Mitglieder, die zum
größten Teil ſtatt des Grundbeitrages von 50 Pfg. den erhöhten
Veitrag von 60 Pfg. bezahlen.

Für die Preſſe berichtete Henſel-Berlin. Danach iſt die
Auf des Fachorgans, Der Fleiſcher, von 4600 ſeit Sep
tember 1912 auf regelmäßig 10 000 Exemplare geſtiegen. Dieſe
Entwicklung, ſowie die Ausbreitung des Geſamtverbandes
machen nun die Anſtellung einer dritten Kraft, eines Redak-
teurs, notwendig.

Die Debatte über dieſe Berichte war ausgedehnt und gründ-
lich, ſie erſtreckte ſich auf die Gründung der Hamburger Pro-
duktivſchlächterei, auf die Preſſe wie überhaupt auf die ge-
ſamte Tätigkeit der Vorſtandsbeamten. Das Reſultat der
Debatte war die Faſſung folgender Beſchlüſſe:

Das Fachorgan ſoll allwöchentlich achtſeitig erſcheinen.
Jn i ſoll den Ortsverwaltungen ein gebundener Jahr-

gang der Fleiſcher koſtenlos vom Vorſtand geliefert werden.Im weiteren wird der Vorſtand beauftragt, eine prcktiſche

Agitation unter den Lehrlingen zu betreiben.
Ferner brachte der Verbandstag zum Ausdruck, daß die Er

richtung von Produktivfleiſchereien vornehmlich Aufgabe der
Konſumgenoſſenſchaften ſein muß und ſchließt ſich demzufolge
dem am 8. r in Dresden 1911 gefaßten und
in der Reſolution 6 des Gewerkſchaftskongreſſes feſtgelegten
Beſchluß an.

Ueber das Gegenſeitigkeitsverhältnis mit den
ausländiſchen Bruderorganiſationen referierte
Krauſe-Berlin. Er teilte mit, l Montag eine Verſtändi-
gung mit den Kollegen aus dem Auslande ſtattgefunden habe.
Das Reſultat dieſer Beſprechung iſt Gründung einer inter
nationalen Zentralſtelle mit dem Sitz in Berlin,
Auswechſ lung der Reiſeunterſtützung. Ferner
haben die angeſchloſſenen Länder die Verpflichtung übernom-
men, mit allen Mitteln auch die unorganiſierten Kollegen aus
den beſtreikten Ländern fernzuhalten. Beſchloſſen wurde weiter,
daß anläßlich des in Wien eine internationale Konferenz ſtattfinden ſoll.

Vorſitzender Henſel referierte über die Tarifbewegung
in den Genoſſenſchaftsfleiſchereien. Es gibtzurzeit 21 Konſumfleiſchereien, davon iſt die Fleiſcherei der
Produktion in Hamburg die größte ſie beſchäftigt 288 Perſonen
und hat eine Arbeitszeit von 810 Stunden; in Leipzig waren
Ende Februar 215 Perſonen in Arbeitszeit be
ſchäftigt; in Köln 22; in Altenburg 15, in Gotha ſind ebenfalls
15 Perſonen beſchäftigt, die übrigen Konſumfleiſchereien be
ſchäftigen unter zehn Perſonen. Jn elf Konſumfleiſchereien
ſinb Tarife abgeſchloſſen, weitere ſind in Vorbereitung, Redner
ſchloß ſeine Ausführungen mit den Worten, daß gerade die
Konſumfleiſcherihre Kräfte der Organiſation
zur Verfügung ſtellen müſſen, damit die Lohn-
und Arbeitsbedingungen in allen Fleiſche-reien einer Neuregelung unterzogen werden.

Nach kurzer Debatte wurde aufs neue der Beſchluß gefaßt,
daß in die Genoſſenſchaftsfleiſchereien in der Regel nurKollegen vermittelt werden ſollen, die mindeſtens ein ded der
Organiſation angehören und ſich agitatoriſch betätigt haben.

Ueber Taktik bei Lohnbewegungen wurde in geſchloſſener
Sitzung verhandelt.

Die Beratung der Statuten ergab eine Neuregelung der
Arbeitsloſenunterſtützung, es wurde eine neue
Klaſſe eingeſtellt, die für männliche Mitglieder nach der Mit-
gliedsſchaftsdauer von 416 Wochen pro Tag 1,50 M
Dauer von ſechs Wochen im Geſamtbetrage von 54 Mk., für
weibliche Mitglieder nach 260 Wochen pro Tag 1 Mk. auf die
Daner von fünf Wochen im Geſamtbetrage von 30 Mk. betragen
ſoll. Die Krankenunterſtützung wird inſofern ge
ändert, daß für ältere Mitglieder die Bezüge etwas erhöht, für
jüngere etwas ermäßigt werden.

Als neuer Unterſtützungszweig gelangt die Sterbeunter-
ſtüsung zur Einführung: eim Todesfall eines Mitgliedes
kann den Hinterbliebenen: Ehegatten, Perſonen, die in häus
licher Gemeinſchaft mit dem verſtorbenen Mitgliede gelebt
haben, unmündigen Kindern, Eltern und Geſchwiſtern, letzteren
jedoch nur dann, wenn ſie zu dem Verſtorbenen in einem Für-
ſorgeverhältnis geſtanden haben, ein Sterbegeld gewährt wer
den, nach Dauer der Mitgliedſchaft in Höhe von 25--90 Mk.

k. auf die

Seite hat

Ebenfalls wurde eine Umzugsunterſtützung zur Einführung
bei einer Entfernung von 25 Kilometern und mehr in Höhe von
10-—40 Mk. beſchloſſen.

Die Gehaltsregulierung wurde wie folgt geregelt:
Das Grundgehalt aller Beamten beträgt nach den Beſchlüſſen

des Stuttgarter Gewerkſchafts-Kongreſſes 2000 Mk. und ſoll
für den Hauptvorſtand bis 3000, für die Orts- und Gaubeamten
bis 2600 Mk. ſteigen. Dazu ſoll ein Wohnungszuſchuß von 10
re 5 Mk. pro Monat gewährt werden.

eber die gelbe „meiſtertreue“ Geſellenbewegung ſprach Berg-
mann-Berlin. Jn ſeinem inſtruktiven Referat kam zum Aus
druck, daß die gelbe Organiſation dem Zentralverband nirgends
groß geſchadet, ſtellenweiſe aber ſehr genutzt hat.

Zur Orientierung über die geplante gewerkſchaftlichgenoſſen
ſchaftliche Volksfürſorge hielt Genoſſe Bauer-Berlin ein er
läuterndes Referat, wofür ihm reicher Beifall gezollt wurde.

Die Wahlen der Verbandsangeſtellten ergaben die Wieder
wahl von Henſel als Vorſitzenden und Krauſe als
Kaſſierer. Als Redakteur wird Bergmann-Berlin gewählt.

Damit waren die Arbeiten des Verbandstages erledigt.
Henſel ſchloß ihn mit dem Wunſche, daß die Beſchlüſſe dazu bei-
tragen, den Zentralverband der Fleiſcher zu ſtärken und die
Kollegen immer mehr in dem Verband zu vereinigen.

Aus der Provinz.
Wahlkreis Wittenberg-Schweinitz.

Der diesjährige Kreistag findet am Sonntag, den 8. Juni,
vormittags 9 Uhr, in Wittenberg im Freudenbergſchen Lokale
ſtatt.

Anträge ſind bis zum 30. Mai beim Vertrauensmann ein
zureichen. Die Tagesordnung und die Anträge werden noch
bekannt gegeben. Die Delegiertenwahlen ſind möglichſt bald vor-
zunehmen.

Die Kreisleitung. J. A.: Hermann Nitzſchke.

Zum Jugendtag in Eilenburg.
Ueber den großen Wert und die hohe Bedeutung der Jugend-

tage herrſchen, wie aus verſchiedenen an die Bezirksleitung der
Jugendausſchüſſe gerichteten Zuſchriften hervorgeht, in den Reihen
der organiſierten Arbeiterſchaft noch große Unklarheiten. Viele
Arbeitereltern können oder wollen nicht begreifen, daß die Jugend-
tage im Verhältnis zu den Unkoſten, welche den Jugendlichen
durch ihre Beteiligung erwachſen, auch einen entſprechenden
Nutzen haben. Durch nachfolgende Zeilen ſoll über den Zweck
und die Art der Veranſtaltung Klarheit geſchaffen werden. Die
Jugendtage befolgen verſchiedene Zwecke. Vor allen Dingen ſollen die
Jugendtage Generalmuſterungen aller dem Bezirke angeſchloſſenen
Jugendausſchüſſe und der Leſer unſerer ausgezeichneten Arbeiter
jugend ſein. Damit verbunden iſt eine große Verſammlung, in welcher
den Jugendlichen Aufklärung gegeben werden ſoll über die Rolle,
die ſie dereinſt in der menſchlichen Geſellſchaft zu ſpielen haben werden.
Ausflüge in die Umgebung des Tagungsortes ſollen dann noch
dazu dienen, die jungen Leute mit anderen Gegenden unſeres
Vaterlandes bekannt zu machen. Leider gibt es noch viele Arbeiter
eltern, die auf dem Standpunkte ſtehen, ſie ſeien als junge Leute

auch nicht über die Gemarkung ihres Heimatsortes hinaus-
gekommen, deshalb brauchten es ihre Kinder auch nicht. Sie
können den Gedanken nicht faſſen, daß ihre Kinder, die eigentlich
noch der Führung bedürfen, dem Elternhauſe zwei Tage fern
bleiben ſollen. Nun, ihr Arbeiterelten, geht einmal ernſtlich mit
euch zu Rate. Verſetzt euch einmal im Geiſte in eure Jugendzeit
zurück. Habt ihr nicht ebenfalls oft ein Sehnen in eurem Jnnern
verſpürt? Ein Sehnen, das euch hinauszog, Land und Leute
kennen zu lernen? Könnt ihr euch nicht hineindenken, daß in
euren Kindern die gleichen Empfindungen wachgerufen werden
Andere Eltern ſtehen auf dem Standpunkte, ihre Kinder könnten
Dummheiten machen, wenn ſie ihrem Machtbereich entrückt ſeien.
Auch dieſe Bedenken ſind nicht ſtichhaltig. Aehnliche Ver-
anſtaltungen in früheren Zeiten haben bewieſen, daß die Prole-
tarierjugend gewöhnt iſt, Diſziplin zu üben. Und dann, liebe
Eltern, ſeid nur an eines erinnert: Das Bewußtſein der Selbſt
ſtändigkeit fördert auch das Verantwortlichkeitsgefühl. Jn der
Geſellſchaft junger Freunde ſind die neuen Eindrücke, die auf
unſere Jugend einſtürmen, die beſten Erziehungsmittel. Außer-
dem iſt es ja eine Selbſtverſtändlichkeit, daß die Jugendausſchuß-
mitglieder auch die volle Verantwortung über das Wohlverhalten
und Wohlergehen der ihnen anvertrauten Jugendlichen über-
nehmen.

Und noch einige Worte über die Unterkunft beim diesjährigen
Jugendtag in Eilenburg. Es iſt unſern dortigen Jugendfreunden
gelungen, in ausreichendem Maße Freiquartiere zu beſchaffen.
Hier hat ſich, wie ſo oft, die glänzende Solidarität der Eilenburger
Arbeiterſchaft auch unſeren Jugendlichen gegenüber gezeigt. Es
wird unſere Kinder mit Stolz erfüllen, wenn ſie draußen in der
Fremde aufgenommen werden, als wären ſie daheim! Und ſie
werden am eigenen Körper fühlen was die Solidarität der Ar
beiterſchaft bedeutet. Derartige Veranſtaltungen werden bei den
Beteiligten Eindrücke hinterlaſſen, die ihnen zeitlebens in Erinne-
rung bleiben. Deshalb ſollten alle Arbeitereltern ihren Kindern,
wenn ſie den Wunſch äußern, mit nach Eilenburg zu gehen, dieſe
Bitte nicht abſchlagen. Die Koſten ſind verhältnismäßig gering.
Möge auch der diesjährige Jugendtag in Eilenburg eine wuchtige
Manifeſtation unſerer Jugend ſein für die mächtig aufſtrebende
proletariſche Jugendbewegung!

Merſeburg. Landrat d'Hauſſonville n Jn
Aegypten, wo er ſich zur Exholung aufhielt, ſtarb kürzlich der
frühere Landrat des Kreiſes Merſeburg, Graf Clairon d'Hauſſon
ville im 47. Lebensjahre. Jn der letzten Legislaturperiode war
der nunmehr Verſtorbene auch als Vertreter der Konſervativen
des Kreiſes in der preußiſchen Landratskammer. Die Arbeiter
ſchaft hat alſo keine Urſache dem toten Junker, der ſich r nichts
von ſeiner Sippe unterſchied, nachzuweinen. Das überlaſſen wir
gerne der liberalen Preſſe.

Die „Einigung“ kompklett. Die anderthalb Dutzend
Nationalliberalen in unſerem Wahlkreiſe haben als Kandidaten für
die bevorſtehende Landtagswahl einen Oberſtleutnaut a. D.
Zwenger aus Charlottenburg aufgeſtellt. Von fortſchrittlicher

bekanntlich Reichstagsabgeordneter Gutsbeſitzer
Koch Unterfarnſtedt das Mandat übernommen. Beide Kandidaten

ſtellten ſich am Sonntag in Lauchſtedt in einer Verſammlung
den Wählern vor. Der ſchlichte Mann aus dem Kuhſtall Arm in
Arm mit einem richtiggehenden preußiſchen Offizier! Sag'
„Fortſchritts“-Liebchen was willſt du noch mehr!“

Schkeuditz Arbeiterſekretariat. Die Arbeiterſchaft
von Schkeuditz und Umgegend wird auf das in der Halleſchen

24. Jahrg.
r 61 (Stadt Berlin) befindliche Arbeiterſekretariat auf
merkſam gemacht. Dort wird unentgeltlich an jedermann
Auskunft in allen Rechtsſachen erteilt. Auch werden ſämtliche
Schriftſätze, wie Klagen, Steuerreklamationen, Rentenſachen
uſw. unentgeltlich angefertigt. Das Sekretariat iſt jeden
Sonntag von 10-—-12 Uhr mittags geöffnet. Dringende Sachen
dige die Genoſſen Oelsner, Straube, Kreßner
und C. Müller jun. auch in ihrer Wohnung. Während
der Pfingſtfeiertage iſt
tariat geſchloſſen.

Unfall bei der Arbeit.
am Rathausneubau ein bedauerlicher Unglücksfall. Der
56 Jahre alte Arbeiter Gottſchalk aus Beuditz war mit anderen
Arbeitern mit Erdbewegungsarbeiten beſchäftigt. Durch Ver-
ſagen der Bremſe ſtürzte der beladene Wagen in die Grube
und riß den unglücklichen Arbeiter mit hinab. Dem Ver-
unglückten wurde der linke Unterſchenkel bedenklich zerbrochen
und das rechte Bein verletzt. Seine Ueberführung nach einer
Halleſchen Klinik mußte ſofort vorgenommen werden.

Delitzſch. Zur Landtagswahl. Wie aus einer Be-
kanntmachung des Magiſtrats hervorgeht, liegen die Ab-
teilungsliſten zu der am 16. Mai ſtattfindenden Landtagswahl
nur noch morgen, Dienstag, den 7. Mai, im Einwohnermelde-
amt (Rathaus, Zimmer Nr. 12) öffentlich aus. Nur bis dahin
können gee5 die Richtigkeit der Liſten Einwendungen erhoben
werden. Aus einer weiteren Bekanntmachung geht hervor, n
die Stadt in neun Urwahlbezirke eingeteilt worden iſt, un
der Einwohnerzahl entſprechend insgeſamt 52 Wahlmänner zuwählen ſind. In dem 1. bis 8. Bezirk wählt jede Abteilung
je zwei Wahlmänner, im 9. Bezirk wählt die 1. und 3. Ab-
teilung je einen Wahlmann, und die 2. Abteilung zwei Wahl-
nänner. Die Bezirke ſind wie folgt abgegrenzt: 1. Bezirk:Badergaſſe, Beethovenſtraße, Fabrikſtraße, Gartenſtraße,
Mozartſtraße, Gertitzerſtraße, Großkyhnaerweg, Hainſtraße,
Halleſche Straße, Luiſenſtraße, Pierre Milchgaſſe. Wahl
lokal: Bürgergarten. 2. Bezirk: c n Münze,Roſental, Schloßpromenade, Schloßgaſſe, Schulſtraße, Gerber
plan, Schützenplatz, Kaiſer-Wilhelm-Promenade. Wahllokal:
Schützenhaus. 3. Be zirk: Auguſte-Viktoria-Promenade, Holz
ſtraße, Kohlſtraße, Kreutzgaſſe, Moniergaſſe, Roßplatz, Marien-platz, Marienſtraße, Pollſtraße Moltkeſtraße, Bitterfelder
Straße 1--17 und 19, Schäfergraben. Wahlkokal: Eiſernes
Kreuz. 4. Bezirk: Zeppelinſtraße, Seydelſtraße, Breitenbachſtraße, Nordplatz, SchulzeDelitzſchStraße, Securiusſtraße,
Bitterfelder Straße 18 und 20 bis 60, Nordſtraße, Buddeſtraße,

Maybachſtraße. Wahllokal: Schützenhof. 5. Be zirk: Dübener
Vorſtadt, Dübener Straße, Lindenſtraße, Eliſabethſtraße. Wahl
lokal: Deutſcher Kaiſer. 6. Bezirk: Eilenburger Straße,
Verbenerweg, Eiſenbahnſtraße, Angerſtraße, Töpfergaſſe, Quer
gaſſe. Wahllokal: Fürſt Bismarck. 7. Bezirk: Bismarck-
ſtraße 21, 23, 25, 27 und 28a bis 66, Körnerſtraße, Beerendorfer
Straße, Berliner Straße, Eilenburger Chauſſee, Feldſtraße,
Blücherſtraße, Loberſtraße, Roonſtraße, Grünſtraße. Wahl-
lo?al: Hotel Linde. 8. Bezirk: Bismarckſtraße 1 bis 20,
22, 24, 26 und 28, Chauſſeeſtraße, Elberitz Straße, Döbernitzer
weg, Südſtraße, Slberitzplatz, Blumenſtraße, e

das Arbeiterſſekre-

Wahllokal: Stadt Leipzig. 9. Bezirk: Leipziger Straße,
An der Kirche, Pfortenplatz, Pfortenſtraße, Markt, Breiteſtraße,
Ehrenberg-Promenade, Zſcherngaſſe. Wahllokal: Hotel Schwan.
Die Wahlhandlung findet am Freitag, den 16. Mai 1913, und
zwar für die 3. Abteilung vormittags 10 Uhr und für die 2.
und 1. Abteilung vormittags 11 Uhr ſtatt. Beſonders ſei noch
darauf aufmerkſam gemacht, daß von den zur Wahl erſcheinen
h die Vorlegung einer Legitimation gefordert
werden kann.
Bitterfeld. Ein myſteriöſer Skelettfund. Jn Wolfen

ſtieß man beim Ausſchachten auf einen e Knochenfund.
Man fand ziemlich friſche Teile eines menſchlichen Skelettes und
zwar einen Schädel und ſonderbarerweiſe mehrere Bein- und
Armknochen. Die Polizei, die ein Verbrechen vermutet, nahm
den geheimnisvollen Fund in Augenſchein, vermochte aber noch
nicht die Herkynft der Knochenreſte aufzuklären.

Düben. Die Wahlmänner-Wahlen finden am Freitag, den
16. Mai, vormittags 10 Uhr in folgenden Lokalen ſtatt: 1. Be
zirk, die Hausnummern 1--149 umfaſſend, im Hotel zum Kron
prinz; 2. Bezirk, die Hausnummern von 150--293 im Rathaus-
ſaal; 3. Bezirk die Hausnummern von 294 bis zu Ende in
Hörlichs Reſtauxant. Wir erſuchen nun die Wähler, recht pünkt-
lich und zahlreich zu erſcheinen. Ein jeder agitiere noch tüchtig.
Als Wahlmänner ſind von unſerer Seite die Genoſſen Guſtav
Riediger, Korbmacher, im 1. Bezirk (Hotel Kronprinz), Richard
Lehmann, Korbmacher, im 2. Bezirk (Rathausſaal), Guſtav
Winkler, Maurer, im 3. Bezirk (Hörlichs Reſtaurant) in der
III. Abteilung aufgeſtellt. Jn den anderen Abteilungen kommen
wir nicht in Frage und ſind deshalb keine Wahlmänner auf-
geſtellt.

Radefeld. Parteigenoſſen! Jn der letzten Mitglieder-
verſammlung wurde u. a. beſchloſſen, einen Pfingſtausflug zu
machen. Derſelbe ſoll nach Brehna in den Gaſthof zum Kron-
prinzen führen. Genoſſen, welche ſich an dieſem Ausflug be-
teiligen wollen, mögen ſich morgens 346 Uhr an dem bekannten
Treffpunkt in Radefeld einfinden, da Punkt 6 Uhr
wird. Auf Vereinbarung der Beteiligten kann der Ausflug
auch erweitert werden.

Sangerhauſen. Recht eigentümliche Maximen ſcheint
die Direktion der hieſigen Vereinigten Brauereien anzuwenden,
um alte Arbeiter los zu werden. So wurde einem alten Arbeiter,
welcher ſeine Arbeitskraft 34 volle Jahre obigem Betrieb ver-
faufte, gekündigt, weil er von einem Filter Bier getrunken haben
ſollte, obgleich dieſes von einem Zeugen beſtritten wird. Wir
meinen, wenn ſich der Arbeiter wirklich dieſes kleine Vergehen
hätte zuſchulden kommen laſſen, ſo wäre eine Verwarnung oder
kleine Strafe ausreichend geweſen. Man hätte einen im Betrieb
grau gewordenen Arbeiter nicht gleich entlaſſen zu brauchen. Der
Verdienſt während ſeiner langen Dienſtzeit im Betrieb war auch
kein ſo glänzender, daß er nun auf ſeine alten Tage davon leben
könnte. Obendrein bezichtigt man ihn einer ehrloſen Handlung,
welche dazu angetan iſt, ſein müheloſes Beginnen, ſich wo anders
Arbeit zu ſuchen, noch viel 33 zu beſchweren. Ebenſo ſoll der
Braumeiſter nicht von dem Gedanken beſeelt ſein, ein gutes Ein
vernehmen zwiſchen Arbeiter und Unternehmer als Grundſatz
ſeines Wirkens zu ſetzen, indem er manchmal Handlungen vor-
nimmt, die die einigermaßen erträglichen Zuſtände, welche durch
die Organiſation errungen wurden, wieder illuſoriſch zu machen
geeignet ſind. Der Direktion möchten wir aber anheimſtellen,
den Bogen nicht zu ſtraff zu ſpannen, ſonſt könnte den Arbeitern
leicht der Geduldsfaden reißen. Den Arbeitern aber rufen wir
zu: Stärkt eure Organiſation, denn nur dadurch können alle
Schläge gegen euch pariert werden.

Pieſteritz. Eine weibliche Leiche wurde am Sonntag
nachmittag von Kindern in Kleinwittenberg in der Elbe
treibend geſehen. Dieſelbe wurde dann abends gegen 8 Uhr
auf Apollensdorfer Flur gelandet. Es handelt ſich bei der
Toten um eine Frau Mathies aus Wittenberg, die anläßlich
einer Operation zeitweiſe geiſtig umnachtet war und in dieſem
Zuſtande wohl Selbſtmord verübt haben dürfte.

Dommitzſch. Den Todin der
hat die Tochter des Fleiſchermeiſters Karl Leniker. Vor den
Augen ihres Bruders iſt das Mädchen in die Elbe geſprungen

Am Montag ereignete ſich
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und konnte nicht gerettet werden. Was das 16jährige Mädchenin den Tod getrieben hat, ſteht noch nicht feſt. s

Liebenwerda. Wählerverſammlunginder Sand-
g5 ube. Am Sonntag nachmittag fand hier in einer von der

zartei gepachteten Sandgrube in der Nähe von Liebenwerda
eine öffentliche Landtagswählerverſammlung ſtatt. Etwa 200

erſonen folgten aufmerkſam dew Ausführungen des Genoſſen
raupeDelitzſch, der in klaren, treffenden Worten die Kriegs

treibereien der Friedensſtörer und die Junkerpolitik in
Preußen brandmarkte. Den r erreichte die Ver-ſammlung, als Genoſſe Menzel-Bitterfeld, der zufällig Lieben-
werda berührte. das Wort ergriff und in wuchtigen Worten
das gange preußiſche Syſtem aufrollte. Beide Redner ermahn
ten die Anweſenden, zur bevorſtehenden Landtagswahl mit den
rer en aufzuräumen und für die Sozialdemo
ratie einzutreten. Die hieſige Arbeiterſchaft hat alle Ur-

u für beſſere Verhältniſſe zu ſorgen, um nicht außerhalb
er Stadt in einer Sandgrube ſich verſammeln zu müſſen. Die

Verſammelten wurden aufgefordert, ſich der Partei anzu-
ſchließen und das Volksblatt zu leſen. Arbeiter, beteiligt euch
an der Landtagswahl!

Elſterwer a. Jn der Landtagswählerverſammlung,die am Sonnabend hier ſtattfand, hielt der Genoſſe Menzel-
Bitterfeld ein großzügiges Referat über die neue Militärvorlage
und die Landtagswahlen, wofür dem Redner ſtarker Beifall ge
ſpendet wurde.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 6. Mai 1913.

(Fortſetzung aus der 1. Beilage.)
Jubiläumsfeier der Arbeiterbewegung.

Am 23. Mai 1863 wurde der Allgemeine Deutſche Arbeiter-
'verein gegründet Wir datieren von dieſem Tage an den Beginn
unſerer modernen deutſchen Arbeiterbewegung. Der Bildungs-
ausſchuß in Halle will dieſen 50jährigen Gedenktag durch eine
Jubiläumsfeier begehen, die am Dienstag, den 27. Mai, im
großen Saale des Volksparks ſtattfindet. Sie wird beſtehen in
der Feſtrede eines ganz beſonders hierfür geeigneten Genoſſe
einem Konzert uſw. Alle Arbeiterorganiſationen werden gebeten,
den 27. Mai von anderen Veranſtaltungen frei zu halten.

Die Sperre verhängt
hat der Deutſche Bauarbeiterverband, Zweigverein Halle (Saale),
über den Neubau des Herrn Franz Rühl in BVruckdorf. Der
Unternehmer ſchuldet 4 Maurern und 3 Bauhilfsarbeitern 333,13
Mark rückſtändigen Lohn. Alle Verſuche, das Geld zu erlangen,
ſind bis jetzt ergebnislos verlaufen. Es wird jeder Maurer,
Zimmerer und Bauhilfsarbeiter davor gewarnt, dort Arbeit zu
nehmen. Deutſcher Bauarbeiterverband, Halle (Saale).

Der Zweigvereins Vorſtand.

Stadttheater. Heute abend zum letzten Male Der Erbförſter.
Klaſſiker- Vorſtellung mit Schülerkarten an der Tages und Abend-
kaſſe. Mittwoch wird zum Benefiz für den Charakterkomiker und
Regiſſeur Herrn Georg Thies, der ſeit mehreren Jahren eines
der beliebteſten Mitglieder des Schauſpiel und Operetten
Enſembles iſt, Mein Leopold gegeben, der muſtergültige Typ des
alten guten Volksſtückes. Mein Leopold iſt ſeit einigen Jahren
in Halle nicht zur Aufführung gelangt und dürfte ſicher dem
Benefizianten, der die Rolle des Schuſters Weigel ſpielt, ein volles
re bringen. Freitag zum Gedächtnis an chillers Todestag:

abale und Liebe. g Dienstag, den 13. Mai, Gaſtſpiel
der Hofſchauſpielerin Maria Schlomka, Genoveva von Hebbel.

Wörmlitz. Gefährliche Situation. Ein Arbeiter,
der geſtern mittag ohne Steigegurt an einem Maſt der elek-
triſchen Ueberlandleitung arbeitete, rutſchte infolge der Näſſe
plötzlich ab. Er griff in ſeiner Angſt nach dem Leitungsdraht,
durch den der Starkſtrom geht. Zwei Gutsbeſitzer eilten ſofort
mit ihren Leuten und einigen Leitern herbei und löſten den
Aermſten von dem Draht los. Erſt nach einigen Stunden Er-
holung konnte der Verunglückte, der ſchwere Brandwunden an
den Händen hatte, ſich nach Hauſe begeben.

Könnern. Eine rechtswidrige Pfändung. Der 36fährige
Kaufmann Hermann Krauſe war vom hieſigen Schöffengericht

wegen verſuchten Betruges „u der erheblichen Strafe von funf
Monaten Gefängnis verurteilt worden. Gegen dieſes Urteil hatte
er bei der Strafkammer Halle mit Se Berufung legt.
K hatte im Frühjahr 1912 für eine Witwe Arbeiten zu t
und Arbeiter einzuſtellen. Um die Ardeiter und ſich ev. detsſtigen
zu können, übergab ihm ſeine Auftraggeberin ein Schwein
Werte von 100 Mk. Als er das Tier ſchlachten laſſen wollte, ließ
es der Magiſtrat wegen Jzeblrher r diger Gebäudeſteuern

nden. Um nun35 Mk. die Pfändung abzuwenW da Schi v zu bekommen, erſuchte K t T
in frei

wirt, er möge dem Magiſtrat mitteilen, daß er das
kauft habe. Dieſe Intervention, die unbegründet war, mißlang

und Ma e n den e Wtrug. as Schwein wurde verſteigert, Mag
geförderten 35 Mk. ein und zahlte den Reſt des Geldes von
dem Erlös des Schweines zurück.

Die Berufungsinſtanz ſtellte aber feſt, daß die Pfändung un
verechtigt war. Die Gebäudeſtenern ſchuldete nämli v der
Angeklagte, ſondern ſeine Frau dem Magiſtrat. Er lebt ſeit
ſeiner Verheiratung, dem Jahre 1908, mit ſeiner Gattin in Güter
trennung. Der Pfänder hätte ſich direkt an die r des
Hauſes wenden müſſen und K. hätte es gar nicht n e
das Schwein durch den Landwirt intervenieren zu laſſen. Bei
richtiger Prüfung des Sachverhaltes hätte der Magiſtrat einſehen
müſſen, daß ihm ein Pfändungsrecht ich zuſtand und die beab
ſichtigte n n fehlte. Er war für die Steuernnicht haftbar. Die Strafkammer hob daher das erſtinſtanzliche
Urteil auf und ſprach den Angeklagten fre'

Allerlei.
Stürme an der Nordſeeküſte.

An der ganzen Oſtküſte von Schleswig-Holſtein herrſchte
Montag ſtarker Südoſtſturm. Ueberall trat Hochwaſſer ein.
Jm Kieler Hafen ſtieg das Waſſer um 134 Meter über die
normale Höhe. Durch die Gewalt des Sturmes wurde in der
Eckernförder Bucht ein früheres Panzerſchiff der Marine, das
jetzt als Zielſchiff bei Schießverſuchen dient, von ſeiner Ver
ankerung losgeriſſen und auf den Strand getrieben.

Hamburg, 8. Mai. Der in der letzten Nacht wehende
ſtürmiſche Nordoſtwind hat noch ein ſchweres Schiffsunglück
verſchuldet, bei dem ſieben Menſchenleben zugrunde gegangen
ſind. Nach der glücklich verlaufenen Bergung des einen Teiles
des geſunkenen Torpedobootes S. 178 war der Nordiſche Ber
gungsverein in den letzten Tagen mit den Hebeprähmen Unter
elbe und Oberelbe damit beſchäftigt, auch das andere Teil des
Wracks zu heben. Montag nachmittag gegen 8 Uhr, als das
Wetter noch ſtürmiſcher geworden war, ſank plötzlich der eine
der Prähme und zwar Oberelbe. Dem in der Nähe weilenden
Schlepper Reiher gelang es, elf Perſonen zu retten. Ein Tor-
pedoboot iſt zur Hilfeleiſtung abgegangen.

Ein ſchweres Boptsunglück.
hat auf dem Ammerſee bei Herrſching ſechs Menſchenleben
gefordert. Sechs Bedienſtete, die auf einem Schloßgute in
Ried angeſtellt waren, und zwar drei Männer und drei Mäd-
chen, unternahmen abends eine Bootsfahrt. Hierbei wurden
ſie von einem ſchweren Gewitterſturm überraſcht, und
das Boot ſchlug um. Alle ſechs Perſonen ertranken. Die
Leichen der Ertrunkenen konnten noch nicht geborgen werden.

Brennende Städte.
Das ganze Geſchäftsviertel der Stadt Northcity am Kap

Breton iſt bis auf vier Häuſer durch Feuer zerſtört. Der
Schaden wird auf 200 000 Dollar geſchätzt. Eine Frau iſt ums
Leben gekommen.

Jn Hakadate in Nordjapan iſt ein großes Feuer ausgebrochen.
Ueber 2000 Holzhäuſer ſind niedergebrannt und zahl
reiche Perſonen wurden verletzt.

Probeheiraten.
Der Oberſte Gerichtshof im Staate Neuyork hat, wie die

Daily Mail meldet, die Zuläſfigkeit der ſogenannten Probe-
heirat anerkannt. Ein junges Mädchen von 17 Jahren war
mit einem Schutzmann der Neuyorker Polizei verheiratet
worden. Sie verlangte jetzt die Scheidung, weil ihr, wie ſie
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e m Nachrichten.
Kein badiſcher Großblock ise. W.?

Mannheim, 6. Mai. Ueber die bei den kommenden Land
tagswahlen einzuſchlagende Taktik veröffentlichen die national-
liberale Partei und die Fortſchrittliche Volkspartei folgende
Erklärung:

Zwiſchen der nationalliberalen und der Fortſchrittlichen
Volkspartei in Baden iſt für die kommenden Landtagswahlen
ein Wahlabkommen für ſämtliche Wahlkreiſe mit Ausnahme
der Stadt Mannheim getroffen worden. Darin wird die
gegenfeitige Unterſtützung der aufzuſtellenden Kandidaten
zugeſichert. Damit iſt ein weiterer Schritt getan, eine kleri
kale Mehrheit zu verhindern und dem Liberalismus den ihm
zukommenden Einfluß in der Volksvertretung zu wahren.

Der Gedanke eines Großblockabkommens im erſten Wahl
gange hat leider fallen gelaſſen werden müſſen, woran,
allerdings die Fortſchrittliche Volkspartei nicht
chuld iſt.
Die Meldung ſcheint anzudeuten, daß die National-

liberalen nicht wollten. Es wäre aber viel erfreulicher,
wenn gemeldet werden könnte, daß es die Sozialdemo
kratie abgelehnt habe, ſich im erſten Wahlgange an die
Nationalliberalen zu verſchreiben. (Siehe auch Parteinach-
richten.)

Der Hausknechts Paragraph vom Reichsgericht für „Recht“
erklärt.

Leipzig, 6. Mai. Jn dem Prozeß gegen die beiden Land
tagsabgeordneten Borchardt und Leinert wurde heute
mittag das Urteil verkündet. Der höchſte Gerichtshof er-
kannte auf Verwerfung der von den beiden „Angeklagten“
e das Urteil des Berliner Landgerichts eingelegten Rebi-
ion.

Zur Berner Verſtändigungskonferenz.
Bern, 6. Mai. Das ſchweizeriſche Organiſations-Komitee.

der deutſchfranzöſiſchen Verſtändigungskonferenz ſetzte den.
Beginn der Verhandlungen, zu denen bis jetzt 130 Abgeord-
nete beider Länder Deutſchland und Frankreich) ſich
angemeldet haben, definitiv auf Pfingſtmontag, vormittags
10 Uhr, feſt. Die Plenarſitzungen ſind öffentlich. Zur Eröff
nungsſitzung werden alle Mitglieder des ſchweizeriſchen Na
tionalrates; ſowie die Berner Regierung geladen.

Zur albaniſchen Frage.
Peſt, 6. Mai. Der Peſter Llohd meldet aus Wien: Das

albaneſiſche Programm bezweckt die Schaffung Albaniens als
eines ſelbſtändigen lebensfähigen Staates. Zunächſt liegt es
den Großmächten ob, die Abgrenzung Albaniens fertigzuſtellen.
Die nächſtbeteiligten beiden Mächte Oeſterreich und Jtalien
haben ein unmittelbares Intereſſe daran, daß dieſes Programm
tatſächlich ausgeführt werde. Von einer Aufteilung Albaniens
oder auch nur von einer Aufteilung der Jntereſſenſphären iſt
abſolut nicht die Rede.

Die Aufkaufung Chinas verhindert?
Peking, 6. Mai. Jn der geſtrigen Sitzung des Reprä-

ſentantenHauſes ſtimmten von 8374 anweſenden Abgeordneten
222 gegen die Fünfmächte-Anleihe.

Opfer des Molochs.
Paris, 6. Mai. Während eines Manövers des 2. Genie-

regiments ſtürzten ein Leutnant und ein Soldat ab. Der
Offizier blieb auf der Stelle tot. Der Soldat wurde ſo ſchwer
verletzt, daß er bald darauf ſtarb.

Opfer des Meeres.
Liſſabon, 6. Mai. Beim Kap Mondego iſt ein Fiſcher-

boot mit 20 Mann untergegangen.
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